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Datenschutzkommission ( BKA) 

Rat für Wissenschaft und Forschung (BMfWuF) 

Verbindungsstelle der Bundesländer 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 

österreichischen Arbeiterkammertag 

Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern österreichs 

österreichischen Gewerkschaftsbund 

Vereinigung österreichischer Industrieller 

Obersten Patent- und Markensenat 

österreichischen Rechtsanwaltskammertag 

österreichische Patentanwaltskammer 

österreichische Notariatskammer 

Bundesingenieurkammer 

Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe Österreichs 

österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
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Handelsverband 
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österreichische Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz und 

Urheberrecht 

Ring der Industrie- Patentingenieure österreichs 

österreichische Landesgruppe der A I P P I  

österreichische Landesgruppe der Union der europäischen 

Patentanwälte 

österreichischen Patent inhaber- und Erfinderverband 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Patent­

gesetz, das Markenschutzgesetz und das Patentver­

träge -Einführungsgesetz geändert werden (Patent­

und Markengebühren-Novelle 1991) ; 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, 

Referat für den gewerblichen Rechtsschutz, beehrt sich, den Ent­

wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Patentgesetz, das Marken-

99/ME XVIII. GP - Entwurf2 von 47

www.parlament.gv.at



.. 

-3-

schutzgesetz und das Patentverträge- Einführungsgesetz geändert 

werden ( Patent- und Markengebühren-Novelle 1991) , samt Vorblatt, 

Erläuterungen und Gegenüberstellung zur allfälligen Stellungnahme 

zu übersenden. 

Sollte bis zum 23. Dezember 1991 eine Stellungnahme nicht 
u " � 

einlangen, darf angenommen werden, daß gegen den vorliegenden 

Entwurf keine Einwände erhoben werden. 

Bemerkt wird, daß in die Patent-, Marken- und Musterver­

ordnung eine auf § 169 PatG gestützte Bestimmung betreffend die 

Art des Zahlungsnachweises aufgenommen werden wird. Eine 

entsprechende Novelle dieser Verordung ist in Ausarbeitung und 

wird demnächst zur Begutachtung ausgesandt werden. 

Unter Bezugnahme auf das Rundschreiben des Bundeskanzler­

amtes- Verfassungsdienst vom 10.August 1985, G Z  602.271/1-V/6/85, 

ergeht außerdem das Ersuchen, 25 Ausfertigungen der do. Stellung­

nahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln und das 

Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, Referat 

für den gewerblichen Rechtsschutz, hievon zu verständen. 

4 Beilagen 

Für den Bundesminister: 

Dr. o. Rafeiner 
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E n t w u r f 

Bundesgesetz, mit dem das Patentgesetz, das Markenschutzgesetz 

und das Patentverträge-Einführungsgesetz geändert werden (Patent­

und Markengebühren-Novelle 1991) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Patentgesetz 1970, BGBI.Nr.259, zuletzt geändert durch 

das Bundesgesetz BG BI.Nr.653/1987, wird wie folgt geändert: 

1. § 21 lautet: 

" § 21. (1) Wer als Vertreter vor dem Patentamt oder vor dem 

Obersten Patent- und Markensenat einschreitet, muß seinen 

Wohnsitz im Inland haben. Er hat seine Bevollmächtigung durch 

eine schriftliche Vollmacht darzutun, die in Urschrift oder in 

ordnungsgemäß beglaubigter Abschrift vorzulegen ist. Für jede 

Patentanmeldung ist eine gesonderte Vollmacht vorzulegen. Das 

gleiche gilt, wenn ein Vertreter bezüglich eines bereits erteil­

ten Patentes bevollmächtigt wird. Sind mehrere Personen 

bevollm�chtigt, so ist auch jeder einzelne allein zur Vertretung 

befugt. 
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(2) Schreitet ein Rechtsanwalt oder Patentanwalt eint so 

ersetzt die Berufung auf die ihm erteilte Bevollmächtigung deren 

urkundlichen Nachweis. Eine Bevollmächtigung zur übertragung 

eines Patentes ist jedoch in jedem Fall durch eine schriftliche 

Vollmacht darzutunt die ordnungsgemäß beglaubigt sein muß. 

(3) Schreitet ein Vertreter ohne Vollmacht ein oder im Fall 

des Abs.2t ohne sich auf die ihm erteilte Bevollmächtigung zu 

berufent so ist die von ihm vorgenommene Verfahrenshandlung nur 

unter der Bedingung wirksamt daß er innerhalb der ihm gesetzten 

angemessenen Frist eine ordnungsgemäße Vollmacht vorlegt oder 

sich auf die ihm erteilte Bevollmächtigung beruft. 

(4) Wer im Inland weder Wohnsitz noch Niederlassung hatt kann 

Rechte aus diesem Bundesgesetz vor dem Patentamt und vor dem 

Obersten Patent- und Markensenat nur geltend machent wenn er 

durch einen im § 77 angeführten Parteienvertreter vertreten ist. 

(5) Der Ortt an dem der Vertreter seinen Wohnsitz hat, und in 

Ermangelung eines Vertreters der Ortt an dem das Patentamt seinen 

Sitz hatt gilt für die das Patent betreffenden Angelegenheiten 

als Wohnsitz des nicht im Inland wohnenden Patentinhabers. 

(6) Die einem inländischen Rechtsanwalt oder Patentanwalt zur 

Vertretung vor dem Patentamt erteilte Bevollmächtigung ermächtigt 

ihn kraft Gesetzest alle Rechte aus diesem Bundesgeset� vor d�m 

Patentamt und vor dem Obersten Patent- und Markensenat geltend zu 

machen, insbesondere Patente anzumeldent Anmeldungen einzu­

schränken oder zurückzuziehent Einsprüche zu erheben, von der 

Nichtigkeitsabteilung zu behandelnde Anträge sowie Rechtsmittel 

einzubringen und zurückzuziehent ferner Vergleiche zu schließent 

Zustellungen aller Art sowie amtliche Gebühren und die vom Gegner 

zu erstattenden Verfahrens- und Vertretungskosten anzunehmen 

sowie einen Stellvertreter zu bestellen. 
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(7) Die Bevollmächtigung gemäß Abs.6 kann auf ein bestimmtes 

Schutzrecht und auf die Vertretung in einem bestimmten Verfahren 

beschränkt werden. Sie wird jedoch weder durch den Tod des 

Vollmachtgebers noch durch eine Veränderung in seiner 

Handlungsfähigkeit aufgehoben. 

(8) Soll der Vertreter auch ermächtigt sein, auf ein erteiltes 

Patent ganz oder zum Teil zu verzichten, so muß er hiezu 

ausdrßcklich bevollmächtigt sein." 

2. § 94 Abs.2 lautet: 

" (2) Die Anmeldegebßhr ist in dem der Zahl aller Priori­

täten der Anmeldung entsprechenden Vielfachen ihres Ausmaßes zu 

zahlen. Wird die volle Zahlung nicht innerhalb der hiefßr 

gesetzten Frist ordnungsgemäß nachgewiesen ( §  169) , so bestimmt 

sich die Priorität der Anmeldung nach dem Tag ihres Einl angens 

beim Patentamt ( §  93) . Soweit der eingezahlte Teilbetrag die 

einfache Anmeldegebßhr ßbersteigt, ist er zurßckzuerstatten." 

3. § 99 Abs.5 lautet: 

" (5) Wird innerhalb der Frist weder eine Äußerung auf den 

Vorbescheid (Abs.2 und 3) noch ein Antrag auf Verlängerung der 

Frist überreicht, so gilt die Anmeldung als zurückgenommen. Diese 

Rechtsfolge tritt außer Kraft, wenn binnen vier Monaten nach Ab­

lauf der Frist (Abs.2 und 3) die Äußerung auf den Vorbescheid 

nachgeholt, eine Gebühr im Ausmaß der Anmeldegebühr gezahlt und 

die Zahlung dieser Gebßhr ordnungsgemäß nachgewiesen wird 

( §  169) . Ist die rechtzeitige Zahlung nicht ordnungsgemäß nachge­

wiesen worden, so ist dem Anmelder hiefür eine einmonatige, nicht 

erstreckbare Frist zu setzen." 
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4. § 166 Abs. 3 und 4 lautet: 

" (3) Die Jahresgebühr beträgt 

-4-

für das erste Jahr ..................................... 900 S, 

zuzüglich 350 S für die sechste und für jede folgende Seite 

der zur Auslegung gelangenden Beschreibung und Patentan­

sprüche sowie 350 S für das dritte und jedes folgende Blatt 

der angeschlossenen Zeichnungen, 

für das zweite Jahr · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 

für das dritte Jahr · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 

für das vierte Jahr · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 

für das fünfte Jahr · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · 

für das sechste Jahr ............................... . 

für das siebente Jahr .............................. . 

für das achte Jahr ................................. . 

für das neunte Jahr 

für das zehnte Jahr 

für das elfte Jahr ................................. . 

für das zwölfte Jahr ............................... . 

für das dreizehnte 

für das vierzehnte 

für das fünfzehnte 

für das sechzehnte 

für das siebzehnte 

für das achtzehnte 

Jahr · 

Jahr · 

Jahr · 

Jahr · 

Jahr · 

Jahr · 

· · 

· · 

· · 

· . 

· · 

· . 

· · 

· · 

· · 

· · 

· · 

· · 

· · 

· . 

· · 

· · 

· · 

· · 

· 

· 

· 

· 

· 

· 

· · · 

· . .  

· · · 

· · · 

· · · 

· · · 

· · 

· · 

· · 

· · 

· . 

· · 

· . 

· · 

· · 

· 

· 

· 

· · . 

· · · 

· · · 

· · . .  · · · · 

· · . · . . .  · 

· · 

· . 

· · 

· 

· 

· 

· · . 

· 

· 

· 

· 

· · 

· . 

· . 

· · 

· · 

· . 

· . 

· · 

· · . 

· . · 

· 

· 

· 

· 

· · 

· · 

· · 

· . 

· · 

· · 

· · 

· · 

· · 

· · 

900 S, 

1 000 S, 

1 300 S, 

1 400 S, 

1 900 S, 

2 400 S, 

3 400 S, 

4 200 S, 

5 100 S, 

6 400 S, 

7 200 S, 

8 000 S, 

11 700 S, 

14 700 S, 

16 000 S, 

20 000 S, 

24 000 S. 

(4) Für Zusatzpatente, die nicht zu selbständigen Patenten 

erklärt werden (§ 28) I ist die Jahresgebühr für die gesamte 

Geltungsdauer zu zahlen; sie beträgt 4 500 S zuzüglich 350 S für 

die sechste und jede folgende Seite der zur Auslegung gelangenden 

Beschreibung und Patentansprüche sowie 350 S für das dritte und 

für jedes folgende Blatt der angeschlossenen Zeichnungen." 
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5. § 167 entfällt. 

6. § 168 lautet: 

"§ 168. (1) Die Gebühren betragen für: 

1. den Einspruch (§ 102) ........................ . 

2. die Beschwerde (§ 70) im Verfahren 

ohne Gegenpartei ............................ . 

mi t Gegenpartei ............................. . 

3. jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu ver-

handelnden Antrag ........................... . 

4. die Berufung (§ 138) ......................... . 

5. a) den Antrag auf Eintragung des Vorbenützer­

rechtes (§ 23 Abs.4) , auf übertragung unter 

Lebenden (§ 33 Abs.2 und 3) , auf Eintragung 

einer Lizenz oder einer Lizenzübertragung 

(§§ 35 bis 37) oder auf eine der sonst im 

§ 43 vorgesehenen Eintragungen in das Patent-

register ................................ . 

b) den Antrag auf Eintragung einer Streitan-

merkung (§ 45) .......................... . 

c) den Antrag auf Verlängerung der Frist 

für die Äußerung auf den Vorbescheid 

(§ 99 Abs.4) ............................ . 

d) den Antrag, die Bekanntmachung einer Patent­

anmeldung mehr als drei Monate auszusetzen 

(§ 101 Abs.4) , für je angefangene drei 

Monate des die ersten drei Monate über-

steigenden Zeitraumes 

6. a) den Antrag auf Durchführung einer Recherche 

gemä ß § 57 a Z 1 ......................... . 

b) den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens 

gemäß § 57a Z 2, wenn der Stand der Technik 

vom Antragsteller bekanntgegeben wird .... 

c) den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens 

gemäß § 57a Z 2, wenn der Stand der Technik 

vom Patentamt zu recherchieren ist ...... . 

-5-

800 S; 

900 S; 

2 600 S; 

2 900 S; 

4 400 S; 

800 S; 

330 S; 

170 S; 

800 S; 

2 200 S; 

2 200 S; 

3 300 S. 
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(2) Von diesen Gebühren sind die unter Abs.1 Z 2 bis 5 

festgesetzten für jede Anmeldung und für jedes Patent zu zahlen, 

die Gegenstand der Beschwerde, der Berufung oder des Antrages 

sind. 

(3) Die Beschwerdegebühr (Abs.1 Z 2) ist zurückzuerstatten, 

wenn die Beschwerde im wesentlichen Erfolg hat und das Verfahren 

ohne Gegenpartei durchgeführt worden ist. Von den im Abs.1 unter 

Z 3 und 4 festgesetzten Gebühren ist die Hälfte zurückzuerstatten, 

wenn der vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnde Antrag 

oder die Berufung zurückgewiesen oder das Verfahren eingestellt 

wird, ohne daß es zur mündlichen Verhandlung gekommen ist. Von 

den im Abs.1 unter Z 5 festgesetzten Gebühren ist die Hälfte 

zurückzuerstatten, wenn der Antrag vor der Beschlußfassung 

zurückgezogen wird. Wenn im Falle des Abs.1 Z 5 lit.d die Aus­

setzung nicht für die volle beantragte Dauer bewilligt wird und 

auf die bewilligte Dauer eine niedrigere Gebühr als der einge­

zahlte Betrag entfällt, ist der Mehrbetrag zurückzuerstatten. 

Von der Gebühr gemäß Abs.1 Z 6 lit.a und b sind 1 600 S, von der 

Gebühr gemäß Abs.1 Z 6 lit.c 2 700 S zurückzuzahlen, wenn der 

Antrag zurückgewiesen oder vor der Zustellung des Gutachtens 

zurückgezogen worden ist. 

(4) Durch Verordnung können besondere Gebühren für amt­

liche Ausfertigungen, Veröffentlichungen, Bestätigungen und Be­

glaubigungen sowie für Registerauszüge festgesetzt werden. Bei 

der Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der 330 S nicht 

übersteigen darf, ist der für die amtliche Tätigkeit erforder­

liche Arbeits- und Sachaufwand zu berücksichtigen. Soweit die 

Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, 

ist § 166 Abs.10 anzuwenden. 
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(5) Sind durch eine Verordnung gemäß Abs.4 Gebühren fest­

gesetzt, so dürfen amtliche Ausfertigungen, Bestätigungen und 

Beglaubigungen erst nach Zahlung der hierauf entfallenden 

Gebühren angefertigt und ausgefolgt werden. Anträge auf amt­

liche Veröffentlichungen und Anträge, deren Bewilligung eine 

amtliche Veröffentlichung auf Grund dieses Bundesgesetzes zur 

Folge hat, sind zurückzuweisen, wenn die hierauf entfallenden 

Gebühren nicht rechtzeitig gezahlt werden." 

7. § 169 lautet: 

"§ 169. Die Art der Einzahlung der im Wirkungsbereich des 

Patentamtes zu zahlenden Gebühren sowie des Zahlungsnachweises 

ist mit Verordnung festzulegen, in der insbesondere zu bestimmen 

ist, wann eine Zahlung als rechtzeitig gilt. Bei der Erlassung 

dieser Verordnung ist einerseits auf die den Einzahlern anstelle 

der Barzahlung zur Verfügung stehenden Zahlungsformen und 

anderseits auf eine einfache und kostensparende Kontrollmög­

lichkeit durch das Patentamt Bedacht zu nehmen." 

8. § 171 Abs.2 lautet: 

" (2) Der Präsident des Patentamtes hat die im § 168 Abs.1 

Z 1 bis 4 und Z 5 lit.c und d vorgesehenen Gebühren zu er­

lassen, wenn der Antragsteller seine Mittellosigkeit nachweist 

und der Antrag oder das Rechtsmittel, für die die Gebühr zu 

zahlen wäre, nicht offenbar mutwillig oder aussichtlos er­

scheint." 
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9. § 173 lautet: 

"§ 173. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind be­

traut: 

1. hinsichtlich § 51 die Bundesregierung, 

2. hinsichtlich § 18, § 29 Abs.4, soweit er die Ent­

sCheidung über die Entschädigungsklage betrifft, 

§ 42, § 49 Abs.4 und §§ 147 bis 156 und §§ 158 bis 162 

sowie § 164 und § 165 der Bundesminister für Justiz, 

3. hinsichtlich § 24 Abs.2 der Bundesminister für Finanzen 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaft­

liche Angelegenheiten und dem Bundesminister für Landes­

verteidigung, 

4. hinsichtlich § 74 Abs.2 und 3, soweit er die Bestellung 

der Richter betrifft, sowie hinsichtlich § 126 der 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und 

der Bundesminister für Justiz, 

5. hinsichtlich § 56 und § 170 der Bundesminister für wirt­

schaftliche Angelegenheiten und der Bundesminister für 

Finanzen, 

6. hinsichtlich § 168 Abs.4 der Bundesminister für wirt­

schaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Finanzen, 

7. hinsichtlich § 57 Abs.2 der Bundesminister für wirt­

schaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten, 

8. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen dieses Bundes­

gesetzes der Bundesminister für wirtschaftliche Ange­

legenheiten." 
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Artikel 11 

Das Markenschutzgesetz 1970, BGBl.Nr.260, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 653/1987, wird wie folgt 

geändert: 

1. § 18 Abs.l, 2 und 4 lautet: 

"§ 18. (1) Für die Anmeldung einer Marke sind eine Anmelde­

gebühr von 950 S und eine Klassengebühr zu zahlen. Die Klassen­

gebühr beträgt 220 S, sofern das Verzeichnis der Waren und 

Dienstleistungen nicht mehr als drei Klassen umfaßt; für jede 

weitere Klasse erhöht sie sich um je 290 S." 

" (2) Vor der Registrierung einer Marke sind nach Auf­

forderung eine Schutzdauergebühr von 2 000 S und ein Druck­

kostenbeitrag für die Veröffentlichung (§ 17 Abs.4) zu zahlen. 

Die Höhe des Druckkostenbeitrages hat sich nach dem Umfang der 

Veröffentlichung zu richten und ist durch Verordnung festzu­

setzen (§ 70 Abs.l) ." 

" (4) Für den Antrag auf internationale Registrierung einer 

Marke nach dem Madrider Abkommen über die internationale 

Registrierung von Marken, BGBl.Nr.400/1973, in der jeweils gel­

tenden Fassung ist neben der an das Internationale Büro zu 

zahlenden Gebühr eine Inlandsgebühr von 1 200 S zu zahlen." 

2. § 40 Abs.l lautet: 

" § 40. (1) Für die Beschwerde ist eine Gebühr von 900 S für 

jede angemeldete oder registrierte Marke, deretwegen Beschwerde 

erhoben wird, zu zahlen. Für jeden vor der Nichtigkeitsabteilung 

zu verhandelnden Antrag (§ 37) ist eine Gebühr von 2 900 S, für 

die Berufung (§ 39) eine Gebühr von 4 400 S für jede Marke, auf 

die sich der Antrag (die Berufung) bezieht, zu zahlen." 
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3. § 42 Abs.2 entfällt. Die bisherigen Absätze 3 und 4 

erhalten die Bezeichnung 2 und 3. 

4. § 61 lautet: 

-10-

" § 61. (1) Wer als Vertreter vor dem Patentamt oder vor dem 

Obersten Patent- und Markensenat einschreitet, muß seinen 

Wohnsitz im Inland haben. Er hat seine Bevollmächtigung durch 

eine schriftliche Vollmacht darzutun, die in Urschrift oder in 

ordnungsgemäß beglaubigter Abschrift vorzulegen ist. Sind mehrere 

Personen bevollmächtigt, so ist auch jeder einzelne allein zur 

Vertretung befugt. 

(2) Schreitet ein Rechtsanwalt, Patentanwalt oder Notar ein, 

so ersetzt die Berufung auf die ihm erteilte Bevollmächtigung 

deren urkundlichen Nachweis. 

(3) Schreitet ein Vertreter ohne Vollmacht ein oder im Fall 

des Abs.2, ohne sich auf die ihm erteilte Bevollmächtigung zu 

berufen, so ist die vom ihm vorgenommene Verfahrenshandlung nur 

unter der Bedingung wirksam, daß er innerhalb der ihm gesetzten 

angemessenen Frist eine ordnungsgemäße Vollmacht vorlegt oder 

sich auf die ihm erteilte Bevollmächtigung beruft. 

(4) Wer im Inland weder Wohnsitz noch Niederlassung hat, kann 

Rechte aus diesem Bundesgesetz vor der Rechtsabteilung des 

Patentamtes nur geltend machen, wenn er einen im Inland wohn­

haften Vertreter hat. Vor der Beschwerdeabteilung und vor der 

Nichtigkeitsabteilung des Patentamtes sowie vor dem Obersten 

Patent- und Markensenat, kann er diese Rechte nur geltend machen, 

wenn er durch einen inländischen Rechtsanwalt, Patentanwalt oder 

Notar vertreten ist. 
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(5) Die einem inländischen Rechtsanwalt, Patentanwalt oder 

Notar zur Vertretung vor dem Patentamt erteilte Bevollmächtigung 

ermächtigt ihn kraft Gesetzes, alle Rechte aus diesem Bundesge­

setz vor dem Patentamt und vor dem Obersten Patent- und Marken­

senat geltend zu machen, insbesondere Marken anzumelden, An­

meldungen zurückzuziehen, auf Markenrechte zu verzichten, von der 

Nichtigkeitsabteilung zu behandelnde Anträge sowie Rechtsmittel 

einzubringen und zurückzuziehen, ferner Vergleiche zu schließen, 

Zustellungen aller Art sowie amtliche Gebühren und die vom Gegner 

zu erstattenden Verfahrens- und Vertretungskosten anzunehmen 

sowie einen Stellvertreter zu bestellen. 

(6) Die Bevollmächtigung gemäß Abs.5 kann auf ein bestimmtes 

Schutzrecht und auf die Vertretung in einem bestimmten Verfahren 

beschränkt werden. Sie wird jedoch weder durch den Tod des Voll­

machtgebers noch durch eine Veränderung in seiner Handlungs­

fähigkeit aufgehoben. 

(7) Soll der Vertreter, der nicht inländischer Rechtsanwalt, 

Patentantwalt oder Notar ist, auch ermächtigt sein, auf eine 

�arke ganz oder zum Teil zu verzichten, so muß er hiezu 

ausdrücklich bevollmächtigt sein." 

5. § 70 Abs.1 lautet: 

" §  70. (1) Durch Verordnung können Druckkostenbeiträge sowie 

besondere Gebühren für amtliche Ausfertigungen, Veröffent­

lichungen, Bestätigungen und Beglaubigungen sowie für 

Registerauszüge festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des 

einzelnen Gebührensatzes, der 1 200 S nicht übersteigen darf, ist 

der für die amtliche Tätigkeit erforderliche Arbeits- und 

Sachaufwand zu berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von 

der Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, ist § 166 Abs.10 des 

Patentgesetzes 1970, BGBI.Nr.261, in der jeweils geltenden 

Fassung sinngemäß anzuwenden." 
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Artikel 111 

Das Patentverträge- Einführungsgesetz BGBl.Nr.52/1979 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl.Nr.234/1984 wird wie folgt 

geändert: 

1. § 5 Abs.3 lautet: 

"(3) Werden gemäß Abs.1 oder 2 erforderliche übersetzungen 

nicht fristgerecht beim österreichischen Patentamt eingereicht 

oder wird die Veröffentlichungsgebühr (§ 22) nicht fristgerecht 

gezahlt, werden Formgebrechen der übersetzung nicht innerhalb 

der zu ihrer Behebung gesetzten Frist behoben oder wird die 

rechtzeitige Zahlung der Gebühr nicht ordnungsgemäß innerhalb der 

hiefür eingeräumten Frist nachgewiesen, so gelten die Wirkungen 

des europäischen Patentes als von Anfang an nicht eingetreten." 

2. § 13 Abs.3 lautet: 

"(3) Der Antrag auf Erstellung des Recherchenberichtes unter­

liegt einer Gebühr im Ausmaß der Anmeldegebühr (§ 166 Abs.1 

PatG) . § 169 PatG ist anzuwenden." 

3. § 15 Abs.2 lautet: 

"(2) Für jede Anmeldung gemäß Abs.1 ist spätestens am Tag 

ihrer Einreichung eine übermittlungsgebühr in der Höhe der An­

meldegebühr (§ 166 Abs.1 PatG) zu zahlen. § 169 PatG ist 

anzuwenden." 

4. § 16 Abs.4 lautet: 

"(4) Ist die rechtzeitige Zahlung von Gebühren gemäß Abs.2 

und 3 nicht ordnungsgemäß nachgewiesen worden (§ 169) , so ist 

eine Nachfrist von zwei Monaten zu setzen." 
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5. § 19 Abs.6 lautet: 

" (6) Die Zahlung von Gebühren gemäß den Abs.1 bis 5 gilt erst 

als erfolgt, wenn sie ordnungsgemäß nachgewiesen wurde 

(§ 169 PatG) ." 

6. § 22 lautet: 

"§ 22. (1) Für jede in diesem Bundesgesetz vorgesehene Ver­

öffentlichung einer übersetzung oder ihrer Berichtigung ist eine 

Veröffentlichungsgebühr zu zahlen. 

(2) Die Gebühr beträgt für übersetzungen gemäß § 5 Abs.1 

und 2 einschließlich Zeichnungen 

bis zu 12 Seiten ....................................... 3 000 S 

über 12 Sei ten ......................................... 9 000 S. 

(3) Für alle übrigen übersetzungen und für Berichtigungen 

ist eine Veröffentlichungsgebühr im Ausmaß der Jahresgebühr für 

das erste Jahr (§ 166 Abs.3 PatG) zu zahlen. Bei der Gebührenbe­

messung treten dabei an die Stelle der sechsten und jeder 

folgenden Seite der zur Auslegung gelangenden Beschreibung und 

des dritten und jedes folgenden Blattes der dieser Beschreibung 

angeschlossenen Zeichnungen die entsprechenden Seiten und Blätter 

der eingereichten übersetzung oder ihrer Berichtigung. § 166 

Abs.10 PatG ist anzuwenden. 

(4) Die Zahlung der Veröffentlichungsgebühr gilt erst als 

erfolgt, wenn sie ordnungsgemäß nachgewiesen wurde (§ 169 PatG) ." 
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Artikel IV 

(1) Die in diesem Bundesgesetz über das Ausmaß der Gebühren 

getroffenen Bestimmungen finden nach Maßgabe der Abs.2 und 3 auf 

Zahlungen Anwendung, die nach dem Inkrafttreten dieses Bundes­

gesetzes geleistet werden oder vor dem Inkrafttreten dieses 

Bundesgesetzes geleistet werden, aber für Anträge bestimmt sind, 

die erst nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes überreicht 

werden. 

(2) Die erste Jahresgebühr und die Jahresgebühr für Zusatz­

patente sind in der Höhe zu zahlen, die in den jeweiligen 

Beschlüssen gemäß § 101 Abs.1 des Patentgesetzes 1970, 

BGBl.Nr.259, in der jeweils geltenden Fassung angegeben ist. 

(3) Gestundete Gebühren sind in dem Ausmaß zu zahlen, das 

zur Zeit der Stundungsbewilligung in Geltung stand. 

Artikel V 

Dieses Bundesgesetz tritt mit Beginn des vierten auf seine 

Kundmachung folgenden Monats in Kraft. 

Artikel V I  

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes wird betraut: 

1. hinsichtlich Art. I Z 6, soweit er § 168 Abs.4 des Patentge­

setzes 1970 in der Fassung dieses Bundesgesetzes betrifft, 

und Art. I I  Z 5 der Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

Finanzen, 

2. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister 

für wirtschaftliche Angelegenheiten. 
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Problem: 

Problemlösung: 

Alternativen: 

EG-Konformität: 

Kosten: 

V o r  b 1 a t t 

Ausgleich der Inflationsraten von 1988 bis 

1991 (ca. 12 % )  durch Erhöhung der Gebühren im 

Patent- und Markenbereich. 

Anpassung der Bestimmungen betreffend Ver­

tretung vor dem Patentamt in Patent- und 

Markenangelegenheiten an die zeitgemäßen, be­

reits bewährten Bestimmungen des Musterschutz­

gesetzes 1990. 

Im Patentbereich werden die Gebühren zwischen 

5 % und 20 % erhöht. Aus Gründen der Innova­

tionsförderung bleiben jedoch die Anmeldegebühr 

und die für die ersten drei Jahre der Patent­

dauer zu zahlenden Jahresgebühren unverändert. 

Aus verfahrensökonomischen Gründen ist der 

Entfall der Abänderungsgebühr vorgesehen. 

Die Veröffentlichungsgebühren für übersetzungen 

europäischer Patente werden aus Gründen der 

Verwaltungsvereinfachung pauschaliert. 

Im Markenbereich werden die Gebühren zwischen 

10 % und 20 % erhöht. 

Verzicht auf den schriftlichen Nachweis der 

Bevollmächtigung bei Einschreiten berufsmäßiger 

Parteienvertreter. 

keine 

Bestrebungen der EG zur Vereinheitlichung der 

Regelungsgegenstände des vorliegenden Entwurfs 

sind nicht bekannt geworden. 

Durch die Vollziehung dieses Gesetzes entstehen 

dem Bund keine zusätzlichen Kosten. Die vorge­

sehenen Erhöhungen lassen hingegen Mehreinnahmen 

des Patentamtes im Bereich der Patent- und 

Markengebühren um ca.12 %, somit also von ca. 

29 Mio Schilling, erwarten. 
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

A) Allgemeiner Teil 

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Gesetzes 

ergibt sich aus Art.10 Abs.1 Z 8 B-VG. 

Die derzeitigen Patent- und Markengebühren sind seit seit 

1.Jänner 1988 in Geltung (Patent- und Markengebühren-Novelle 1987, 

BGBl.Nr.653/1987) . Seitdem ist eine Indexsteigerung von ca.12 % 

eingetreten. Um der Lohn- und Preisentwicklung Rechnung zu 

tragen, sieht der Entwurf eine Gebührenerhöhrung vor, die auf dem 

Patent- und Markensektor voraussichtlich zu Mehreinnahmen von 

ca.12 % führen werden. Da im Patentbereich die Anmeldegebühr und 

die für die ersten drei Jahre der Patentdauer zu zahlenden 

Jahresgebühren unverändert gelassen wurden, um durch vergleichs­

weise niedrige Gebühren die innovative Tätigkeit insbesondere der 

Klein- und Mittelbetriebe zu fördern, und die Abänderungsgebühr 

überhaupt gestrichen wurde, mußten andere Gebühren dieses Be­

reiches bis zu 20 % erhöht werden, um die angestrebten Mehrein­

nahmen zu erreichen. Weiters wurde die Veröffentlichungsgebühr 

für übersetzungen europäischer Patentschriften aus Gründen der 

Verfahrensökonomie pauschaliert. Im Bereich des Markenschutzge­

setzes wurden die Gebühren zwischen 10 % und 20 % erhöht. 

Desweiteren wurden im gegenständlichen Entwurf die 

Vertreterregelungen im Patent- und Markenbereich an die diesbe­

züglichen Bestimmungen des Musterschutzgesetzes, der ZPO sowie 

der Rechtsanwaltsordnung angepaßt. 
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B) Besonderer Teil 

Zu Art.I ( Patentgesetz) : 

Zu Z 1: 

In Anpassung an § 32 des Musterschutzgesetzes 1990, BGBI. 

Nr.497, unter Berücksichtigung des § 30 Abs.2 ZPO in der Fassung 

der Zivilverfahrens-Novelle 1983, BG BI.Nr.135/1983, und § 8 Abs.1 

der Rechtsanwaltsordnung in der Fassung des Bundesgesetzes 

BG BI.Nr.474/1990 wurde auf den schriftlichen Nachweis der Bevoll­

mächtigung für den Fall verzichtet, daß ein inländischer Rechts­

anwalt oder Patentanwalt einschreitet. Demgemäß mußte der § 21 

PatG neu formuliert werden, wobei gleichzeitig auch Anpassungen 

redaktioneller Art vorgenommen wurden. 

Zu Z 2 und 3: 

Da der Zahlungsnachweis nicht mehr im § 168 Abs.3 und 4 

geregelt ist, sondern in einer auf § 169 gestützten Verordnung zu 

regeln sein wird, mußten die diesbezüglichen Verweisungen ent­

sprechend adaptiert werden. Im § 99 Abs.5 wurden außerdem in 

Anpassung an Abs.4 die Worte "Gesuch um Verlängerung" durch die 

Worte "Antrag auf Verlängerung" ersetzt. 
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Zu Z 4: 

Die Anmeldegebühr und die für die ersten drei Jahren der 

Patentdauer zu zahlenden Jahresgebühren wurden nicht erhöht. 

Durch diese Ausnahme von der generellen Gebührenerhöhung soll dem 

Anmelder die Erlangung des Patentschutzes sowie die Anfangsver­

wertung seiner Erfindung erleichtert und damit die innovative 

Tätigkeit insbesondere der Klein- und Mittelbetriebe gefördert 

werden. Die vierte bis sechzehnte Jahresgebühr wurden zwischen 

10 % und 20 % ,  die sechzehnte und siebzehnte Jahresgebühr um ca. 

5 % erhöht. Die achzehnte Jahresgebühr bleibt unverändert. Die 

Jahresgebühr für Zusatzpatente wurde um ca. 12 % erhöht. 

Zu Z 5: 

Die Abänderungsgebühr wurde ersatzlos gestrichen, um eine 

größere Flexibilität im Anmeldeverfahren zu gewährleisten und 

zeitintensive Auseinandersetzungen betreffend die Anwendung 

dieser Bestimmung zu vermeiden. 

Zu Z 6: 

Die Verfahrensgebühren wurden generell um ca. 10 % erhöht. 

Weiters wurden die bisherigen Abs.3 und 4 gestrichen, da der 

Zahlungsnachweis nunmehr gemäß § 169 im Verordnungsweg geregelt 

werden wird. Die bisherigen Abs.5, 6 und 7 erhalten die 

Bezeichnung 3, 4 und 5. 

Zu Z 7: 

Die Verordnungsermächtigung wurde dahingehend erweitert, daß 

nunmehr auch die Art des Zahlungsnachweises im Verordnungsweg zu 

regeln sein wird. 
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Zu Z 8: 

Da der § 167 entfällt, mußte die entsprechende Verweisung 

gestrichen werden. 

Zu Z 9: 

In der Vollzugsklausel wurde die Änderung der Bezeichnung 

des § 168 Abs.6 in § 168 Abs.4 berücksichtigt. überdies wurden 

die Bezeichnungen der zuständigen Minister auf den neuesten Stand 

gebracht. 

Zu Art. I I  (Markenschutzgesetz) 

Zu Z 1 und 2: 

Die Anmeldegebühr wurde um ca. 20 %, die übrigen Gebühren um 

ca. 10 % erhöht. 

Zu Z 3: 

Der bisherige Abs.2 wurde gestrichen, da der Zahlungs­

nachweis nunmehr gemäß § 169 PatG im Verordnungsweg geregelt 

werden wird. 

Zu Z 4: 

Hier gilt das zu Art. I Z 1 Ausgeführte sinngemäß. 
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Zu Z 5: 

Der in § 70 Abs.l vorgesehene Höchstbetrag wurde um ca.9 % 

erhöht. Außerdem wurde die Formulierung dieses Absatzes dem § 168 

Abs.4 PatG in der Entwurfsfassung angepaßt. 

Zu Art. III ( Patentverträge-Einführungsgesetz) 

Zu Z 1: 

Da der Zahlungsnachweis nicht mehr im § 168 Abs.3 und 4 ge­

regelt ist, sondern in einer auf § 169 gestützten Verordnung zu 

regeln sein wird, mußten die diesbezüglichen Verweisungen ent­

sprechend adaptiert werden. überdies wurde § 5 Abs.3 dem Wortlaut 

des Abs.l angepaßt. 

Zu Z 2, 3, 4 und 5: 

Da der Zahlungsnachweis nicht mehr im § 168 Abs.3 und 4 ge­

regelt ist, sondern in einer auf § 169 gestützten Verordnung zu 

regeln sein wird, mußten die diesbezüglichen Verweisungen ent­

sprechend adaptiert werden. 

Zu 6: 

Um den Verwaltungsaufwand zu verringern, wurde die Gebühr 

für die Vorlage von Übersetzungen europäischer Patente gemäß 

§ 5 Abs.l und 2 pauschaliert. Die Höhe der Pauschalsummen wurde 

so angesetzt, daß mit Mehreinnahmen von ca. 10 % gerechnet werden 

kann. Bei den übrigen übersetzungen sowie bei den Berichtigungen 

wurde von einer Pauschalierung abgesehen. 
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Gegenüber s t e l l ung 

Ge l t ender Text E n t wu r f  

PATENTG E S ETZ 

§ 21. (1) Wer a l s  V e r t r e t e r 

vor dem P a t e n t am t  oder vor dem 

Ober s t en P a t e n t - und Marken­

s e n a t  e i n s chre i t e t, muß s e i nen 

Wohn s i t z  im I n l and haben . E r  

h a t  s e i n e  Bevol lmächt i gung 

durch e i ne s c h r i f t l i che Vol l ­

macht d a r z u t un, d i e  i n  Ur­

s c hr i f t  oder in beg l a u b i g t e r  

�bs c h r i f t  vor z u l egen i s t . 

S i nd mehrere P e r sonen bevol l ­

mäch t i g t, s o  i s t  auch jede r  

e in z e l n e  a l l e i n  zur Ver t r e ­

tung b e f ug t . 

§ 21. (1) We r a l s  Ve r t r e t e r  

vor d e m  P a t en t am t  oder vor dem 

Obe r s t en P a t e n t - und Marken­

senat e i n s chr e i t e t, muß s e i nen 

Wohn s i t z  im I n l and haben . Er 

hat s e i n e  B evol lmäch t i gung 

durch e i ne schri f t l i che Vol l ­

macht d a r z u t un, d i e  i n  Ur­

s c h r i f t  oder i n  ordnungsgemäß 

beg l aubi g t e r  Abs ch r i f t  vor zu­

l eg e n  i s t . Für jede P a t en t an­

m e ldung i s t  e i ne gesond e r t e  

Vol lmacht vor z u l egen . D a s  

g l e i ch e  g i l t, wenn e i n  V e r t re­

ter bezüg l i ch e i n e s  bere i t s  

e r t e i l t e n  P a t e n t e s  bevol l ­

m ä ch t i g t  w i rd . S i nd mehrere 

Per sonen bevo l lmäch t i g t, so 

i s t  auch jeder e i n z e l ne a l l e i n  

zur V e r t r e t ung be f ug t . 
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( 2 )  S chr e i t e t  e i n  Ver t r e t e r  

ohne Vo l lm a c h t  e i n , so i s t  

d i e  von i hm vorgenommene Ver­

f ahrenshandl ung nur u n t e r  der 

B e d i ngung w i rksam , daß er 

i nn e r h a l b  d e r  i hm g e s e t z t en 

angeme s s enen Fr i s t  e i ne ord­

nungsgemä ß e  Vol lmacht vor ­

l e g t . 

(3) Wer i m  I n l and weder 

Wohn s i t z  noch N i ed er l a s s ung 

h a t , kann Rech t e  aus d i e s em 

Bunde s g e s e t z  vor d em P a t e n t ­

a m t  und vor d e m  Obe r s t e n  

P a t e n t- u n d  Marke n s e n a t  nur 

ge l t end machen , wenn e r  durch 

e i n e n  i m  § 77 a ng e f üh r t en 

P a r t e i enver t r e t er ver t r e t en 

i s t . 

- 2 -

( 2) Schre i t e t  e i n  Rech t s ­

anwa l t  oder P a t e n t anwa l t  e i n, 

so e r s e t z t  d i e  B e r u f ung a u f  

d i e  i h m  e r t e i l t e  Bevo l l ­

mächt i gung deren urkund l i chen 

�achwe i s . E i ne Bevo l l ­

mäch t i gung zur übe r t r agung 

e i n e s  P a t en t e s  i s t  jedoch i n  

jedem Fa l l  durch e i ne 

schr i f t l i che Vo l l mach t 

d a r z u tun , d i e  ordnung sgem ä ß  

beglaubigt s e i n  muß . 

(3) Schre i t e t  e i n  Ver t r e t e r  

ohne Vo l lmacht e i n  oder i m  

F a l l  d e s  Abs . 2 ,  ohne s i ch auf 

die ihm e r t e i l t e  Bevo l l ­

m äch t i gung z u  beru f en , so i s t  

d i e  von i hm vorgenommene Ver­

f ahrenshandl ung nur unter der 

B e d i ngung w i rk s am , daß er 

i nnerha l b  der i hm g e s e t z t en 

angem e s s e n e n  Fri s t  e i ne ord­

nung sgem ä ß e  Vol l macht vor l egt 

oder s i ch a u f  die i hm e r t e i l t e 

B evol l m ä ch t i gung beru f t . 

( 4 )  Wer i m  I n l and weder 

Wohn s i t z noch N i eder l a s s ung 

h a t , kann Rechte aus d i e s em 

Bund e s g e s e t z  vor dem pa t e n t ­

a m t  und vor d e m  Obers t en 

P a t e n t - und Mar k e n s e n a t  nur 

ge l t end machen , wenn er durch 

e i nen i m  § 77 ange f ühr t en 

P a r t e i enve r t r e t er ver t r e t en 

i s t . 
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( 4) Der Ort , an dem d e r  

Ver t r e t e r  s e i nen Wohn s i t z  

h a t , und i n  Ermang e l ung e i n e s  

V e r t r e t e r s  d e r  Ort , an dem 

das P a t e n t a m t  s e i nen S i t z 

h a t , g i l t  für d i e  das P a ten t 

be t r e f f enden Ang e l egenhe i t en 

a l s  Wohn s i t z  des n i ch t  im 

I n l and wohnenden P a t e n t  i n ­

habe r s . 

(5) Für jede P a t e n t anme l ­

dung i s t  e i ne g e sond e r t e  Vol l ­

macht vor z u l egen . D a s  g l e i che 

g i l t , wenn ein Ver t r e t e r  be­

zügl i ch e i n e s  ber e i t s  e r ­

t e i l t e n  P a t en t e s  bevol l ­

mäch t i g t  w i rd . 

( 6) W i rd e i n  Rech t s an w a l t  

oder P a t e n t an w a l t z u r  Ver t r e ­

tung v o r  d e m  P a t e n t a m t  bevo l l ­

mächtig t ,  s o  ermäch t i g t  i hn 

d i e  Vol l m a ch t  kr a f t  G e s e t z e s , 

a l l e  Rech t e  a u s  d i e s em Bund e s ­

g e s e t z  vor d e m  P a t e n t amt und 

vor dem Obe rs t en P a t e n t - und 

�a r k e n s e n a t  g e l t end zu m a chen , 

i n s b e s ondere e i n  P a t en t  a n z u ­

m e l den , di e Anm e l dung e i n zu ­

schränken oder zurück z u ­

nehmen , E i nsprüche z u  erheben , 

von d e r  N i ch t i g k e i t s ab t e i l ung 

zu behand e l nd e  An t r äge sow i e  

R e c h t s m i t t e l  e i n z ubr i ng e n  und 

zurückzunehmen , f e rner Ver-

- 3-

(5) Der O r t , an dem der 

Ver t r e t e r  s e i n en Wohn s i t z  

h a t , und i n  Ermang e l ung e i nes 

V e r t r e t ers d e r  O r t , an dem 

das P a t e n t a m t  s e i nen S i t z 

h a t , g i l t  f ür d i e  d a s  P a t e n t  

b e t r e f f enden Ange l egenhe i t en 

a l s  Wohn s i t z  d e s  n i c h t  im 

I n l and wohnenden P a t ent i n­

habers. 

S i ehe Abs . l ,  2 .  und 3 . S a t z . 

( 6 )  D i e  e i nem i n l ä nd i s chen 

Rech t s a nw a l t oder P a t en t an ­

walt zur Vert r e t ung vor dem 

P a t en ta m t  e r t e i l t e Bevo l l ­

m ä c h t i gung e rmäch t i g t  i h n  

kr a f t  Ge s e t z es, a l l e  R e ch t e  

a u s  d i e s em Bunde s ge s e t z  vor 

dem P a t en t a m t  und vor d em 

Obe r s t en P a t e n t - und Marken­

s e n a t  g e l t end zu machen , 

i n sbesondere P a t e n t e  

anzumelden , Anme l dungen 

e i n z uschränken oder zurück­

zu z i ehen , E i nsprüche zu 

erheben , von der N i ch t i g ­

ke i t s abt e i l ung z u  b e ­

handel nde An t r äge sow i e  
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gle i ch e  z u  schli e ß e n , Zu­

s t ellungen aller A r t  sow i e  am t ­

liche Gebühr e n  und d i e  vom 

Gegner zu e r s t a t t e nden Ver­

f ahrens - und V e r t r e tungs kos t e n  

anzunehmen sow i e  e i nen S t ellver­

tre t e r  z u  be s t ellen . 

( 7) D i e  Vollmacht gem ä ß  

�bs . 6  kann a u f  e i n  be s t i mm t e s  

S chu t z r e c h t  u n d  a u f  d i e  Ver­

t r e t ung i n  e i nem be s t i mm t en 

V e r f ahren beschränkt werden . 

S i e  w i rd j edoch weder durch 

den Tod des Vollmach tgebers 

noch durch e i ne Verände rung i n  

s e i n e r  Handlung s f ä h i gke i t  auf ­

hoben. 

(8) S oll der Ver t r e t e r  auch 

ermäch t i g t  s e i n , auf e i n  er­

t e il t e s  P a t e n t  ganz oder z um 

Te i l  z u  v e r z i ch ten , so muß er 
'

h i e zu "ll'sdrückl i ch bevoll­

mächt i g t  s e i n . Eine Vollmacht 

z ur übe r t ragung e i ner P a t e n t ­

a nmeldung ode r  e i n e s  P a t en t e s  

muß ö f f e n tl i ch begla u b i g t  s e i n . 

-4-

R e ch t sm i t t el e i n zubr ingen und 

zurückzu z i ehen , f e rner Ver­

gle i che zu schli e ß en , Z u ­

s t ellungen aller Art sow i e  

amtli che Gebühren und d i e  vom 

Gegner zu e r s t a t tenden Ver­

f ahrens - und V e r t r e tung s ­

kos ten an zunehmen sow i e  e i nen 

S t ellve r t r e t e r zu be s t ellen . 

( 7) D i e  Bevollmächt igung 

gemäß �bs . 6  kann a u f  e i n  be­

s t i mm t e s  Schu t z recht und auf 

die Ver t r e t ung i n  e i nem be­

s t immten V e r f ahren beschränkt 

werden . S i e  wird j edoch weder 

durch den Tod d e s  Vollmach t ­

gebers noch durch e i ne Ve r ­

änderung i n  s e i ner Handlun g s ­

f äh i gke i t  auf gehoben . 

(8) Soll der Ve r t r e t e r  auch 

ermä ch t i g t  s e i n , a u f  e i n  e r ­

t e i l t e s  P a t e n t  g a n z  oder zum 

T e i l  zu ve r z i ch t e n , so muß er 

h i e z u  au sdrückli ch bevoll­

mäch t i g t  s e i n . 
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§ 9 4 . ( 2 )  D i e  Anmeldeg ebühr 

i s t  in dem der Z ahl alle r 

P r i or i t ä t e n  der Anmeldung 

e n t s prechenden V i el f achen 

ihres �usma ß e s  zu e n t r i ch t en . 

W i rd d i e  volle Z a hlung n i ch t  

i nnerh alb der h i e f ür ge­

s e t z t en Fr i s t  n achgew i e sen 

( §  1 6 8  Abs . 3 ) , so be s t immt 

s i ch die P r i or i t ä t  d e r  An ­

meldung nach dem Tag i h r e s  

E i nlanges b e i m  P a t e n t am t  

( §  9 3 ) . 

Sowe i t  d e r  e in g e z a hl t e  T e i l­

be t r a g  d i e  e i n f ache Anmeld e ­

g ebühr übe r s t e i g t , i s t  er 

zurückzue r s t a t t e n . 

§ 9 9 . ( 5 ) W i rd i nnerhalb der 

Fr i s t  weder e i ne Äuß erung auf 

den Vorbe s c h e i d  ( Abs . 2  und 3 )  

noch e i n  G e such um Verlän ­

g erung d e r  Fr i s t  überre i c h t , 

s o  g i l t  d i e  Anmeldung als 

zurückgenomm e n . D i e s e  Rech t s ­

f olge t r i t t  a u ß e r  Kra f t , wenn 

binnen vier Mona t e n  nach Ablauf 

d e r  Fr i s t  ( Abs . 2  und 3 )  d i e  

Äu ß e rung a u f  den Vorbe s ch e i d  

nachg eholt , e i n e  Gebühr i m  Aus ­

m a ß  d e r  Anmeld eg ebühr e n t ­

r i ch t e t  u n d  d e r  Beleg ( §  1 6 8  

Abs . 3 ) über d i e  En t r i c h t ung 

d i e s e r G ebühr übe r r e i c h t  w i r d . 

-5-

§ 9 4 . ( 2) D i e  Anmeldeg ebühr 

i s t  in d em der Z ahl alle r 

P r i or i t ä t en der Anmeldung 

e n t s pr e ch enden V i elfachen 

i hr e s  Aus m a ß e s  zu z a hlen . 

W i rd d i e  volle Z ahlung n i ch t 

i nnerhalb der h i e für g e ­

s e t z ten Fr i s t  ordnungsgemäß 

n achgew i e s en ( §  1 6 9) , so 

be s t i m m t  s i ch d i e  P r i or i t ä t  

d e r  Anmeldung n a c h  d e m  Tag 

i h r e s  E i nlangens b e i m  

P a t en t am t  ( §  9 3) . 

Sowe i t  der e i n g e z ahlte Teil­

betrag d i e  e i n f ache Anmelde­

gebühr über s t e i g t , i s t  er 

zurückzue r s t a t t e n . 

§ 9 9 . ( 5 ) W i rd i nnerhalb der 

Fr i s t  weder e i ne Äuß erung auf 

d e n  Vorbe sche i d  ( Abs . 2  und 3) 

noch e i n  An t rag auf Ver­

längerung der Fr i s t  übe r ­

r e i ch t , so g il t  d i e  Anmeldung 

als zurückgenommen . D i e s e  

Rech t s f olge t r i t t  a u ß e r  

K r a f t ,  w enn bi nnen v i e r  

�on a t e n  n a c h  Ablauf d e r  Fr i s t  

( Abs . 2  und 3 )  d i e  Äu ß e rung 

a u f  den Vorbe sch e i d  nachge­

holt , e i ne Gebühr i m  Au smaß 

der Anmeldegebühr . gez ahlt und 

d i e  Z ahlung d i e s e r  Gebühr 

ordnungsgemäß n achgew i e s e n  
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I s t  der Beleg übe r d i e  

rech t z e i t i g e  En t r i ch t ung der 

Gebühr n i ch t  über r e i ch t  worden , 

so i s t  dem Anmelder h i e f ü r  

e i n e e i nmona t i ge , n i c h t  e r ­

s t r eckbare Fr i s t  z u  s e t zen . 

§ 1 6 6 . ( 3 ) D i e  Jahresg ebühr 

b e t r ä g t  

f ü r  d a s  e r s t e  J ahr . . . . .  9 0 0  S ,  

z u z ügli c h  3 5 0  S f ür d i e  

s echs t e  und f ü r  j ed e  f olgende 

Se i t e d e r  zur Auslegung g e ­

langenden B e s ch r e i bung und 

P a t e n t a n s prüche sow i e  3 5 0  S 

f ür d a s  dr i t t e  und f ü r  j ed e s  

folgende Bla t t  der a n g e ­

s chlo s s enen Z e i chnungen , 

f ü r  d a s  z we i t e  Jahr 

· . . . . . . . . . . . .  9 0 0  S ,  

für das dr i t t e  Jahr 

· . . . . . . . . . . . 1 0 0 0  S ,  

für das v i er t e  J ahr 

. . . . . . . . . . . 1 1 0 0  S ,  

f ü r  d a s  f ün f t e Jahr 

· . . . . . . . . . . . 1 2 0 0  S ,  

f ü r  d a s  s echs t e  Jahr 

· . . . . . . . . . . 1 6 0 0  S ,  

f ür d a s  s i eben t e  Jahr 

· . . . . . . . . . . 2 0 0 0  S ,  

f ü r  d a s  a ch t e  Jahr 

· . . . . . . . . .  . 2 9 0 0  S ,  

für d a s  n e u n t e  Jahr 

· . . . . . . . . . . 3 5 0 0  S ,  

- 6-

w i rd ( §  1 6 9 ) . I s t  d i e  

rech t z e i t i g e  Z a hlung n i c h t  

ordnung sgemäß nachge w i e s en 

worden , so i s t  dem Anmelder 

h i e f ür e i ne e i nmona t ige , 

n i ch t  e r s t r eckbare Fr i s t  zu 

s e t z en . 

§ 1 6 6 . ( 3 )  D i e  Jahres gebühr 

b e t r ä g t  

für d a s  e r s t e  J a h r  . . . .  9 0 0  S ,  

z u züglich 3 5 0  S für d i e  

s echs t e  und f ü r  j ede f olg ende 

Se i t e  der zur Auslegung ge­

langenden B e s ch r e i bung und 

P a t e n t an s prüche sow i e  3 5 0  S 

f ü r  d a s  d r i t t e  und j ed e s  fol­

g ende Bla t t  der ange­

schlo s s enen Z e i chnungen , 

f ü r  das zwe i t e  Jahr 

· . . . . . . . . . 9 0 0  S ,  

f ü r  d a s  dr i t t e  Jahr 

· . . . . . . . . .  1 0 0 0  S ,  

f ü r  d a s  v i e r t e  Jahr 

· . . . . . . . . .  1 3 0 0  S ,  

f ü r  d a s  f ün f t e  Jahr 

· . . . . . . . . .  1 4 0 0  S ,  

f ü r  d a s  s e c h s t e  Jahr 

· . . . . . . . . .  1 9 0 0  S ,  

f ü r  d a s  s i eben t e  Jahr 

· . . . . . . . . . 2 4 0 0  S ,  

f ü r  d a s  a c h t e.J ahr 

· . . . . . . . .  . 3 4 0 0  S ,  

für d a s  neunte J a hr 

· . . . . . . . . . 4 2 0 0  S ,  
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f ür d a s  

f ür d a s  

f ü r  d a s  

z ehn t e  Jahr 

· . . . . . . . . . . 

e l fte Jahr 

· . . . . . . . . . .  

zwöl f t e  Jahr 

· . . . . . . . . . .  

4 3 0 0  S, 

5 7 0 0  S ,  

6 1 0 0  S ,  

f ü r  das d r e i z ehn t e  Jahr 

7 2 0 0  S ,  

f ür d a s  v i e r z e h n t e  Jahr 

10 500 S ,  

für d a s  f ün f z e hn t e  Jahr 

1 3  2 0 0  S ,  

für d a s  s ech z ehn t e  Jahr 

1 5  0 0 0  S, 

für das s i eb z e hn t e  Jahr 

19 0 0 0  S ,  

für d a s  ach t z ehn t e  Jahr 

24 0 0 0  S .  

( 4) Für Z u s a t zpa t en t e ,  d i e  

n i c h t  z u  s e l b s t ä ndigen P a t en ­

t en e r k l ä r t  werden ( §  2 8 ) , 

i s t  d i e  J a h r e sg ebühr f ü r  d i e  

g e s a m t e  G e l t ungsdauer nur 

e i nma l z u  e n t r i c h t en; s i e  be­

trägt 4 0 0 0  S z u z üg l i ch 3 5 0 S 

f ür d i e  s e c h s t e  und für j ed e  

f o l g ende S e i t e  der zur Aus ­

l egung g e l angenden Be­

schr e i bung und P a t e n t a ns prüche 

sow i e  3 5 0 S für das d r i t t e  und 

für j ed e s  f o l gende B l a t t  der 

ang e s ch l o s s enen Z e i chnungen . 

f ür d a s  

f ü r  d a s  

f ü r  d a s  

f ü r  das 

f ü r  das 

für das 

f ür das 

für das 

f ür d a s  

z e hnte Jahr 

· . . . . . . . . .  

e l f t e  Jahr 

· . . . . . . . . .  

5 

6 

zwöl f t e  Jahr 

· . . . . . . . . .  

dre i z ehn te 

· . . . . . . . . .  

v i e r z e hn t e  

· . . . . . . . . .  

f ü n f zehn t e  

· . . . . . . . . .  

s e c h z e hn t e  

· . . . . . . . . .  

s i ebzehn t e  

· . . . . . . . . .  

a ch t z ehn t e  

· . . . . . . . . .  

7 

Jahr 

8 

Jahr 

1 1  

Jahr 

1 4  

Jahr 

1 6  

Jahr 

2 0  

Jahr 

2 4  

- 7 -

1 0 0  S, 

40 0 S, 

2 0 0  S, 

0 0 0  S ,  

7 0 0  S ,  

7 0 0  S ,  

0 0 0  S, 

0 0 0  S ,  

0 0 0  S .  

( 4 )  Für Zu s a t zpa t en t e , di e 

n i ch t  z u  s e l bs t änd igen P a t en­

t en erk l är t  werden ( §  2 8 ) , 

i s t  d i e  Jahresgebühr f ür d i e  

g e s am t e  G e l tungsdauer z u  

z a h l en; s i e  b e t r ä g t  4 5 0 0  S 

z u z üg l i ch 3 5 0  S f ü r  d i e  

s e c h s t e  und j ed e  folgend e  

S e i t e  d e r  zur Au s l egung 

g e l angenden B e s c hr e i bung und 

P a t e n t a nsprüche sow i e  3 5 0 S 

f ü r  d a s  dr i t t e  und f ür j ed e s  

f o l gende B l a t t  d e r  ange­

s c h l o s s enen Z e i c hnungen . 
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§ 1 6 7 . Für j eden n i c h t  a u f  

Grund e i ner amt l i chen Au f f or ­

derung ges t e l l t e n  An t r ag d e s  

Anm e l d e r s  a u f  Abänderung der B e ­

schr e i bung , der P a t ent ansprüche , 

der Z e i chnungen oder der Zu­

s ammen f a s sung ( §  91  Abs . 3 )  i s t  

e i n e  Gebühr von 4 0 0  S z u  z a h l e n . 

§ 1 6 8 . ( 1 )  D i e  Gebühren 

be tragen f ür : 

1 .  den E i n spruch ( §  1 0 2 ) 

. . . . . . . . . . . . . 7 0 0  S: 

2 .  d i e  B e s c hw e rde ( §  7 0 )  i m  

Ver f a h r e n  

ohne Gegenpar t e i  8 0 0  S; 

m i t  Gegenpar t e i  . • . .  2 4 0 0  S; 

3 .  j ed e n  vor der N i ch t i g­

ke i t s a b t e i l ung z u  verhand e l n-

den An t r a g  . . . . . . . .  2 6 0 0  S; 

4. d i e  B e r u f ung ( §  1 3 8 ) 

. . . . . . . . . . . . 4 0 0 0  S; 

5 .  a )  den An t r ag a u f  E i n ­

t r agung d e s  Vorbenü t z e r ­

rech t e s  ( §  2 3  Abs . 4 ) , a u f  

übe r t ragung u n t e r  Lebenden 

( §  33 Abs . 2  und 3 ) ,  a u f  E i n ­

t r agung e i n e r  L i z e n z  oder 

e i ne r  L i z enzübe r t r agung 

( § § 3 5  b i s  3 7 ) oder a u f  e i ne 

d er son s t  i m  § 4 3  vorge ­

s ehenen E i n t r agungen i n  d a s  

P a t e n t r eg i s t er . . . . . . .  7 0 0  S; 

b )  den An traug a u f E i n ­

t r agung e i ner S t r e i t anmerkung 

( §  4 5 ) . . . . . . . . . . . . .  3 0 0  S; 

§ 1 6 7  e n t f ä l l t . 

§ 1 6 8 . ( 1 )  D i e  Gebühren 

be t r agen f ür :  

1 .  den E i n spruch ( §  1 0 2 ) 

- 8 -

. . . . . . . . . . 8 0 0  S; 

2 .  d i e  B e s ch�erde ( §  7 0 )  i m  

Ver f ahren 

ohne Gegenpa r t e i  9 0 0  S ;  

m i t  Gegenpa r t e i  . . . .  2 6 0 0  S; 

3 .  j eden vor der N i c h t i g­

k e i t s ab t e i lung zu v erhande l n ­

den An t r ag �. . . . .  2 9 0 0  S; 

4 .  die B e r u f ung ( §  1 3 8) 

. . . . . . . . . . . 4 4 0 0  S; 

5 .  a )  den An trag auf E i n ­

t r agung d e s  Vorbenü t z e r ­

r e c h t e s  ( §  2 3  Abs . 4 ) , a u f  

übe r t r a gung u n t e r  Lebenden 

( §  33 Abs . 2  und 3 )  I a u f  E i n ­

t r agung e i ner L i z e n z  oder 

e i ne r  Li z e n zübe r t r agung 

( § § 3 5  b i s  3 7 ) oder au f e i n e 

der sons t i m  § 4 3  vorge ­

s ehenen E i n t r agungen i n  d a s  

P a t e n t r eg i s t e r  . . . . . .  8 0 0  S; 

b )  den An t r ag auf E i n­

t r agung e i ner S t r e i t anmerkung 

( §  4 5 )  . . . . . . . . . . . . . .  3 3 0  S; 
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c) d e n  An t r ag a u f  V e r ­

l ä ngerung der Fris t für die 

Äu ß e rung a u f  den Vorb e s cheid 

( §  99 Abs . 4) . . . . . . .  1 50 S ;  

d) den Antrag , die B e ­

k a nn tma chung einer P a t e n t an­

m e l dung ( §  1 0 1  Abs . �) mehr a l s  

drei Mon a t e  a u s z u s e t z en , für 

j e  ang e f angene drei �on a t e  des 

die ers t e n  drei Mon a t e 

übers t eigenden 

Zeit raumes . . . . . . . . . .  7 0 0  S ;  

6 .  a) den An t r ag auf Durch­

f ührung einer Recherche 

gemäß § 57 a Z 1 . . . . .  2 0 0 0  S ;  

b) d e n  An t rag auf Er­

s t a t t ung ein e s  Gu t ac h t e n s  

g e m ä ß  § 57 a Z 2 ,  w e n n  d e r  

S t a nd d e r  Technik vom An t r ag­

s t e l l e r bekann t g eg eben wird 

. . . . . . . . . . . .  2 0 0 0  S ;  

c) den An t r ag a u f  Er­

s t a t t ung eines Gu t ac h t en s  

g e m ä ß  § 57 a Z 2 ,  w e n n  d e r  

S t and der Technik vom 

P a t e n t a m t  z u  r e cherchieren 

is t . . . . . . . . . . . . . . .  3 0 0 0  S ;  

( 2) Von die s en Gebühren 

sind die un t e r  Abs . 1  Z 2 bis 

5 f e s tg e s e t z t e n  f ü r  j ed e  

Anm e l d ung u n d  f ü r  j ed e s  

P a t e n t  z u  z a h l en , die einen 

Gegen s t and der B e schwe rde , d e r  

B e r u f ung o d e r  d e s  An t r a g e s  

bil den . 

- 9 -

c )  den An trag a u f  Ver­

l ängerung d e r  Fris t für die 

Äu ß e rung auf den Vorbescheid 

( §  9 9  Abs . 4) . . . . . . . .  1 7 0  S ;  

d) den Antrag , die Be­

kann tmachung einer P a t en t an­

m e l dung mehr als drei �on a t e  

a u s z u s e t z en ( §  1 0 1  Ab s . 4) ,  j e  

f ü r  j e  ang e f angene drei 

Mon a t e  d e s  die ers t en drei 

Mon a t e  übers t eigenden 

Zeitraumes . . . . . . . . .  8 0 0  S ;  

6 .  a) den An trag auf Durch ­

f ührung einer Recherche 

gemäß § 57 a Z 1 . . .  2 2 0 0  S ;  

b) den An t r ag auf Er­

s t a t t ung ein e s  Gu t a ch ten s  

gemäß § 57 a Z 2 ,  w e n n  der 

S t a nd der Technik vom An t r ag­

s te l l e r bekann tgegeben wird 

. . . . . . . . . . .  2 2 00 S; 

c} den An t r ag auf Er­

s t a t t ung ein e s  G u t a c h t e n s  

g e m ä ß  § 57 a Z 2 ,  w e n n  der 

S t and der Technik vom 

P a t e n t am t  zu reche rchieren 

is t . . . . . . . . . . . .  . 3 3 0 0  S .  

( 2) Von die sen Gebühren 

sind die u n t e r  Abs . 1  Z 2 bis 

5 f e s tg e s e t z t e n  f ür j ede 

Anme l dung und f ü r  j ed e s  

P a t e n t  z u  z a h l en , die Gegen­

s t and der Be schwerde , der 

B e ru f ung oder d e s  An t r ag e s  

sind . 
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( 3) D i e  En t r i chtung der 

an das P a t e n t am t  z u  l e i s ten­

den Gebühren , m i t  Ausnahme 

der Jahre sgebühren ( §  1 6 6  

Abs . 3  und 4 ) , i s t  durch 

übe rre i chung der urschr i f t ­

l i chen E i n z ah l ungs- od er 

überw e i sungsbel ege , g egebenen­

f a l l s  der E r s a t z be l ege nach­

zuwe i s e n . 

( 4) Werden d i e  B e l ege n i ch t  

i nn e r h a l b  d e r  z u r  Nachrei chung 

e i n z ur äumenden Fr i s t  über­

r e i ch t , so i s t  das Begehren zu­

rückzuwe i s en ; § 99 Abs . 5  und 

§ 1 7 1  Abs . 1  werden dadurch 

n i ch t  berühr t . 

( 5) D i e  B e s chwerdegebühr 

( Abs . 1  Z 2) i s t  zurückzuer­

s t a t t e n , wenn die B e schwe rde 

i m  w e s en t l i ch e n  E r f o l g  h a t  

und d a s  V e r f ahren ohne Gegen ­

p a r t e i  durchgeführ t  worden 

i s t. Von den im Abs . 1  un t e r  

Z 3 und 4 fe s tg e s e t z en G e ­

büh r e n  i s t  d i e  Hä lfe zurück­

z u e r s t a t t e n , wenn d e r  vor d e r  

N i ch t i g ke i t s ab t e i l ung z u  v e r ­

h a nd e l nd e  An t rag ode r  d i e  

Beru f ung zurückgew i e s e n  oder 

das V e r f ahren e i ng e s t e l l t  

w i rd , ohne d a ß  e s  z u r  münd­

l i chen Verhandl ung g e kommen 

i s t . Von den im Abs . 1  u n t e r  

- 1 0 -

( 3) D i e  Be schwe rdegebühr 

( Abs . 1  Z . 2) i s t  zurückzuer­

s t a t t en , w e nn die B e s chwerde 

i m  w e s e n t l i chen E r f o l g  h a t  

und d a s  Verfahren ohne Gegen­

par t e i  durchg e f üh r t  worden 

i s t . Von d e n  i m  Abs . 1  u n t e r  

Z 3 u n d  4 f e s tg e s e t z t en Ge­

bühren i s t  die Hä l f t e  zurück­

z u e r s t a t t e n , wenn der vor der 

N i ch t i gke i t s a b t e i l ung zu ver­

h a nd e l nd e  An t r a g  oder d i e  

B e r u f ung z urückge w i e s en oder 

d a s  V e r f a hr e n  e i ng e s t e l l t  

w i rd , ohne d a ß  e s  zur münd­

l i chen Verhandl ung gekommen 

i s t . Von den i m  Abs . 1  unte r 
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Z 5 f e s t�e s e t z t e n  Gebühren 

i s t  d i e  Hä l f t e zurück zu e r ­

s t a t t en , w e n n  d a s  Gesuch vor 

der B e s ch l u ß f a s s ung zurückge­

zogen w i rd . Wenn i m  F a l l e  des 

Abs . 1  Z 5 l i t . d  die Aus ­

s e t z ung n i c h t  f ür d i e  vol l e  

bean t r a g t e  Dauer bew i l l i g t  

w i rd und a u f  d i e  bewi l l i g t e  

Dauer e i ne n i ed r i g e r e  Gebühr 

a l s  der e i nge z a h l t e  B e t rag 

en t f ä l l t ,  i s t  der Mehrbe t r a g  

zurück z u e r s t a t t e n . Von d e r  

Gebühr gemä ß Abs . 1  Z 6 l i t . a  

und b s i nd 1 5 0 0  S , von d e r  

Gebühr g e m ä ß  Abs . 1  Z 6 l i t . c  

2 5 0 0  S zurück z u z a h l en , wenn 

d e r  A n t r ag zurückgew i e sen 

oder vor der Z u s t e l l ung des 

Gu t ac h t en s  zurückge z ogen 

worden ist . 

( 6 )  Durch Verordnung können 

besondere Gebühren für am t ­

l i che Aus f e r t i gungen , V e r ­

ö f f e n t l i ch ungen, B e ­

s t ä t i gungen u n d  B e ­

g l aubi gungen s ow i e  für 

Reg i s t e r a u s züge f e s tg e s e t z t  

werde n . B e i  der F e s t se t zung 

des e i n z e l nen Gebühren s a t z e s , 

- 1 1 -

Z 5 f e s t g e s e t z ten Gebühr en 

i s t  d i e  Hä l f t e zurückzuer­

s t a t t en , wenn der An t rag vor 

der B e s ch l u ß f a s sung zurückge­

zogen ,w i rd . Wenn i m  Fa l l e  d e s  

Abs . 1  Z 5 l i t . d  d i e  Aus ­

s e t z ung n i ch t  für d i e  vol l e  

bean t r ag t e  Dauer bew i l l ig t  

w i rd und a u f  d i e  bew i l l i g t e  

Dauer e i ne n i edrigere Gebühr 

a l s  der e inge z ah l t e  B e t r ag 

en t f ä l l t , i s t  d e r  Mehrbe t r ag 

zurückzuer s t a t t e n . Von der 

Gebühr gemäß Abs . 1  Z 6 l i t . a  

und b s ind 1 6 0 0  S ,  von der 

Gebühr g e m ä ß  Abs . 1  Z 6 l i t . c  

2 7 0 0 S zurückzu z a h l en , wenn 

der An t r ag z urückgew i e sen 

oder vor der Z u s t e l l ung d e s  

Gu t ach t en s  zurückgezogen 

worden i s t . 

( 4 )  Durch Verordnung können 

besondere Gebühren für am t ­

l i che Au s f e r t i gungen , Ver­

öf f en t l i c hungen , Be­

s t ä t i gungen und B e ­

g l a ubi gungen sow i e  f ü r  

R eg i s t er a u s züge f e s tg e s e t z t  

w e rden . B e i  der Fe s t s e t zung 

des e i n z e l nen Gebührens a t z e s , 
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der 3 0 0  S n i ch t  übe r s t eig e n  

da r f , is t der für d i e  amt­

l i che Tä t i gkeit e r f order l iche 

Arbeit s - und S achauf w and zu 

be rücksichtigen . Soweit die 

Höhe d e r  Gebühren von der 

Zahl d e r  S eiten od er B l ä t t e r  

abhäng t , is t § 1 6 6  Abs . 1 0 

anz uwenden . 

( 7 ) S i nd durch eine Verord­

nung gemäß Abs . 6  Gebühren 

f e s tg e s e t z t , so dür f en amt­

l i ch e  Aus f e r t i gungen , 

Be s t ä t igungen und B eg l a ub i ­

gungen e r s t  n ach E n t r i ch t ung 

der h i e r a u f  en t f a l l enden Ge­

bühren ange f e r t i g t  und a u s g e ­

f o l g t  we rden . Ant r äge a u f  amt­

l iche Verö f f en t l ichungen und 

An t r äge , deren B e w i l l i gung 

eine amt l iche Verö f f en t ­

l ichung auf grund d i e s e s  

Bund e s ge s e t z e s  z u r  Folge h a t , 

sind z urückzuw e i s e n , wenn 

die h i e r a u f  en t f a l l enden 

Gebühren n i c h t  r e c h t z e i t i g  

ent rich t e t  werden . Abs. 3 

gil t s i nngemä ß . 

-12 -

der 3 3 0  S nich t übe r s t eig en 

d a r f , is t der f ür die am t ­

l iche Tätigkeit e r f order l iche 

Arbeit s - und S a chauf wand z u  

berücksich t i g e n . Soweit die 

Höhe der Gebühren von der 

Zahl der S eiten oder B l ä t ter 

abhäng t , i s t  § 1 6 6  Abs . 1 0 

anzuwenden . 

( 5 )  S i nd durch eine Ve rord­

nung gemäß Abs . 4  Gebühren 

f e s tg e s e t z t , so dür f en am t ­

l i che Aus f e r t i gungen , 

B e s t ä t i gungen und Begl aubi ­

gungen ers t nach Z a h l ung der 

hierau f en t f a l l enden Gebühren 

ange f e r t i g t  und ausge f o l g t  

werden . An t r ä g e  a u f  amt l i che 

Veröf f en t l i chungen und An­

t r äge , deren B e w i l l igung eine 

a m t l iche Verö f f en t l i ch ung a u f  

Grund d i e s e s  B unde sgese t z e s  

z u r  Fo lge h a t , s i nd zurüc k z u ­

w e i s e n , w e n n  d i e  hie r a u f  e n t ­

f a l l enden Gebühren nicht 

r e ch t z e i t i g  g e z a h l t werden . 
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§ 1 6 9 . D i e  A r t  der E i n ­

z ah l ung der i m  W i rkung sbe­

r e i ch des P a t e n t am t e s  zu 

e n t r i ch t enden Gebühren i s t m i t  

Verordnung f e s t z u l eg e n , i n  

der i n s be s onde r e  z u  b e s t i mmen 

i s t , w a nn eine an d a s  P a t e n t ­

a m t  vorge nommene Z ah l ung von 

Gebühren a l s  r e ch t z e i t i g g i l t . 

B e i  d e r  E r l a s sung d i e s e r  Ver­

ordnung i s t  e i ne r s e i t s  a u f  d i e  

den E i n z ah l e rn a n s t e l l e  der 

B a r z a h l ung zur V e r f ügung 

s t ehenden Z a h l ungs f ormen und 

ander s e i t s  auf e i n e  e i n -

f ache u n d  kos t e n s parende Kon­

trol lmög l i chke i t  durch d a s  

P a t en t am t  Bed a c h t  z u  nehmen . 

§ 1 7 1 . ( 2 )  Der P r ä s i d e n t  d e s  

P a t e n t a m t e s  h a t  d i e  i n  den 

§ §  1 6 7  und 1 6 8  Abs . 1  Z 1 bis 4 

u nd Z 5 l i t . c  und d vorge­

s ehenen Gebühren z u  e r l a s s e n , 

wenn d e r  An t r ag s t e l l er s e i ne 

� i t t e l l o s i g ke i t  n achwe i s t  und 

der An t r a g  oder das R e c h t s ­

m i t t e l , für d i e  d i e  Gebühr z u  

e n t r i c h t en w ä r e , n i ch t  o f f en ­

b a r  m u t w i l l i g oder a u s s i c h t s ­

l o s  e r s che i n t . 

- 1 3 -

§ 1 6 9 . D i e  Ar t der E i n ­

z a h l ung d e r  im W i rkung sbe ­

r e i ch d e s  P a t en t am t e s  zu 

z a h l enden Gebühren sow i e  d e s  

Z a h l ungsnachwe i s e s  i s t  m i t  

Ve rordnung f e s t z u l egen , i n  

der i n sbe sondere z u  be s t i mmen 

i s t , wann e i ne Z a h l ung a l s  

rech t z e i t ig g i l t . B e i  d e r  

E r l a s s ung d i e s e r  Verordnung 

i s t  e i n e r s e i t s  auf d i e  den 

E i n z ahl ern a n s t e l l e  der B a r ­

z a h l ung zur V e r f ügung 

s t ehenden Z a h l ungs f ormen und 

ander s e i t s  auf e i n e  e i n ­

f ache und kos t en s parende Kon­

t rol l mög l i chke i t  durch d a s  

P a t e n t a m t  Bedach t z u  nehmen . 

§ 1 7 1 . ( 2 )  Der P r ä s i den t des 

P a t e n t a m t e s  hat die i m  § 1 6 8  

Abs . 1  Z 1 b i s  4 und Z 5 l i t . c  

und d vorge s e he n en Gebühren 

z u  e r l a s s en , wenn der An t � R q ­

s t e I l er s e i ne M i t t e l l os i gke i t  

n a chwe i s t  und der An t r a g  oder 

das Rech t sm i t t e l , für d i e  d i e  

Gebühr z u  z a h l en wäre , n i ch t  

o f f enbar m u tw i l l i g oder aus­

s i c h t l os e r s c he i n t . 
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§ 1 7 3 .  Mi t d e r  Vol l z i ehung 

d i e s e s  Bunde s ge s e t z e s  s i nd 

be t r au t : 

1 .  h i n s i ch t l i c h  § 5 1  d i e  

Bund e s r e g i e rung , 

2 .  h i n s i c h t l i c h  § 1 8 , § 2 9  

Abs . � ,  sowe i t  e r  d i e  E n t ­

s c h e i dung über d i e  E n t ­

schäd igung s k l age be t r i f f t , 

§ 4 2 , § 4 9  Abs . 4  und 

§ §  1 4 7 b i s  1 5 6  und § §  1 5 8  

b i s  1 6 2  sow i e  § 1 6 4  und 

§ 1 6 5  der Bundesm i n i s t e r  

f ü r  Jus t i z , 

3 .  h i n s i cht l i ch § 2 4  Abs . 2  

d e r  Bund e sm i n i s t e r  f ü r  

F i n a n z en i m  E i nvernehmen 

m i t  dem Bund e s m i n i s t e r  f ü r  

Hand e l , Gewerbe u n d  Indus t r i e  

und dem Bunde sm i n i s t e r  für 

Landesver t e i d i gung , 

4 .  h i n s i ch t l i c h  § 7 4  Abs . 2  

und 3 ,  sowe i t  er d i e  B e ­

s t e l l ung der R i ch t e r  

be t r i f f t , sow i e  h i n s i ch t ­

l i ch § 1 2 6  d e r  Bund e s ­

m i n i s t e r  f ür Hande l , Gewer­

be und Indus t r i e  und der 

Bund e s m i n i s t e r  f ü r  Jus t i z , 

5 .  ( au f g e hoben ) 

- 1 4 -

§ 1 7 3 .  M i t der Vol l z i ehung 

d i e s e s  Bunde sges e t z e s  s i nd 

b e t r a u t : 

1 .  h i n s i ch t l i c h  § 5 1  d i e  

Bunde s r eg i e rung , 

2 .  h i n s i ch t l ich § 1 8 ,  § 2 9  

Abs . 4 ,  sowe i t  e r  d i e  E n t ­

s c h e i dung über d i e  En t ­

schäd i gu ng s k l age be t r i f f t , 

§ 4 2 , § 4 9  Abs . 4  und 

§ §  1 4 7  b i s  1 5 6 und § §  1 5 8  

b i s  1 6 2  sow i e  § 1 6 4  und 

§ 1 6 5  der Bund e sm i n i s t e r  

f ür Jus t i z , 

3 .  h i n s i c h t l ich § 2 4  Abs . 2  

der Bund e sm i n i s t e r  f ür 

F i na n z e n  i m  E i nvernehmen 

m i t  dem Bundesm i n i s t er f ür 

w i r t s c ha f t l i che Ange l egen­

h e i t e n  u n d  d e m  Bund e s ­

m i n i s t e r  f ü r  Landesver­

t e i d i gung , 

4 .  h i n s i ch t l i ch § 7 4  Abs . 2  

und 3 ,  sowe i t  er d i e  Be­

s t e l l ung der R i ch t e r  

be t r i f f t , sow i e  h i n s i ch t ­

l i ch § 1 2 6 d e r  Bund e s ­

m i n i s t e r  für w i r t s ch a f t ­

l i che Ang e l egenh e i t e n  und 

der Bund e s m i n i s t e r  für 

Jus t i z , 
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6 .  h i n s i c h t l i c h  § 5 6  und 

§ 1 7 0  der Bundes m i n i s t er 

für H ande l , Gewerbe und 

I ndu s t r i e  und der Bund e s ­

m i n i s t e r für F i na n z e n , 

7 .  h i n s i c h t l ich § 1 6 8  Abs . 6  

d e r  Bundesm i n i s t e r für 

Handel , Gewerbe und I n ­

dus t r i e  i m  E i nvernehmen 

m i t  dem Bundesm i n i s t e r  

für F i na n z en , 

8 .  h i n s i c h t l i ch § 5 7  Abs . 2  der 

Bund e s m i n i s t e r  für Hande l , 

Gewerbe und Indus t r i e  i m  E i n ­

vernehmen m i t  dem Bund e s ­

m i n i s t e r  f ü r  Aus w ä r t i g e  Ange ­

l egenhe i t e n , 

9 .  h i n s i ch t l i c h  a l l er übr i g e n  

B e s t i mmungen d i e s e s  B u n ­

d e s g e s e t z e s  der Bund e s ­

m i n i s t e r  für Hande l , Gewerbe 

u nd I nd u s t r i e . 

- 1 5 -

5. h i n s i ch t l i ch § 5 6  und 

§ 1 7 0  der Bund e s ­

m i n i s t er für w i r t s ch a f t ­

l i che Ange l egenh e i ten und 

der Bund e sm i n i s t e r für 

F i na n z e n , 

6 .  h i n s i c h t l i ch § 1 6 8  Abs . 4  

der Bunde s m i n i s t e r  für 

w i r t sch a f t l i che Ang e l egen­

h e i ten i m  E i nvernehmen m i t  

d em Bund e sm i n i s t e r  für 

F i na n z e n , 

7 .  h i n s i c h t l i ch § 5 7  Abs . 2  

der Bunde s m i n i s t e r  für 

w i r t scha f t l i che Ang e l egen­

h e i t e n  i m  E i nvernehmen m i t  

dem Bunde s m i n i s t e r  für 

aus w ä r t i g e  Ang e l egen­

h e i t e n , 

8 .  h i n s i ch t l i c h  a l l e r übr i g e n  

B e s t i mmungen d i e s e s  Bun­

d e s g e s e t z e s  d e r  Bund e s ­

m i n i s t e r  f ü r  w i r t scha f t ­

l i che Ang e l egenhe i t en . 
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MARKENSCHUTZGE S ETZ 

§ 1 8 .  ( 1 )  Für d i e  Anm e l dung 

e i ner �arke s i nd e i ne Anm e l ­

deg ebühr von 8 0 0  S und e i ne 

K l a s s eng ebühr z u  z a h l e n . D i e  

K l a s s engebühr b e t r ä g t  2 0 0  S ,  

s o f e rn d a s  Verz e i ch n i s  der 

Waren und D i en s t l e i s t ungen 

n i c h t  mehr a l s  drei K l a s s e n  

um f a ß t ;  f ü r  j ede we i t ere 

K l a s s e  erhöh t s i e  s i ch um j e  

2 6 0  S .  

( 2 )  Vor d e r  Reg i s t r i erung 

e i n er Marke s i nd nach Au f ­

forderung e i ne Schut zdauerge­

bühr von 1 8 0 0  S und e i n  

Druckkos t enbe i t r ag für d i e  

Verö f f en t l i chung ( §  1 7  Abs . 4 ) 

z u  z a h l en . D i e  Höhe d e s  

Druckkos t enbe i t r a g e s  h a t  s i ch 

nach dem Umf ang der Ver­

ö f f e n t l i chung z u  r i ch t en und 

i s t  durch Verordnung f e s t ­

z u s e t z e n  ( §  7 0  Abs . 1 ) . 

( 4 )  Für d e n  Ant rag a u f  

i n t e rn a t i on a l e  Reg i s t r i e rung 

e i n e r  Marke nach dem Mad r i d e r  

Abkommen über d i e  i n t e r na t i ­

ona l e  R eg i s t r i e rung von 

Marken , BGBI . Nr . 4 0 0 / 1 9 7 3 ,  i n  

d e r  j ewe i l s  g e l t enden F a s s ung 

i s t  neben der an das I n t e r n a ­

t i on a l e  B üro z u  ent r i ch t enden 

Gebühr e i ne I n l andsgebühr von 

1 1 0 0  S zu z a h l en . 

§ 1 8 . ( 1 )  Für d i e  Anm e l dung 

e i ner Marke s i nd e i n e  Anme l ­

deg ebühr von 9 5 0  S und e i ne 

K l a s s engebühr zu z a h l en . D i e  

K l a s s engebühr b e t r ä g t  2 2 0  S ,  

s o f ern d a s  Ver z e i ch n i s  der 

Waren und D i en s t l e i s t ungen 

n i ch t  mehr a l s  drei K l a s s en 

um f a ß t ; für j ed e  w e i t e r e  

K l a s s e  erhöh t s i e  s i ch um j e  

2 9 0  S .  

( 2 )  Vor d e r  Regi s t r i e rung 

e i ner Marke s i nd nach Auf ­

f orde rung e i ne Schut zdauerge­

bühr von 2 0 0 0  S und e i n  

Druckkos t e nbe i trag f ü r  d i e  

Veröf f en t l i chung ( §  1 7  Abs . 4 ) 

z u  z a h l en . D i e  Höhe des 

Druckko s t enbe i t ra g e s  hat s i ch 

n a ch dem Um f ang der Ver­

ö f f en t l i chung z u  r i ch t en und 

i s t  durch Ve rordnung f e s t ­

z u s e t z en ( §  7 0  AQs . 1 ) . 

( 4 )  Für d e n  An t rag a u f  

i n t erna t i ona l e  Reg i s tr i erung 

e in e r  Marke nach d em Mad r i d e r  

Abkomme n  übe r d i e  i n terna t i ­

on a l e  R eg i s t r i e rung von 

Marken , B G B l i Nr . 4 0 0 / 1 9 7 3 ,  i n  

d e r  j ewe i l s  g e l t enden F a s s ung 

i s t  neben der an d a s  I n t e rna ­

t i ona l e  Büro zu z a h l enden 

Gebühr e i ne I n l and sgebühr von 

1 2 0 0  S zu z a h l en . 
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§ 4 0 . ( 1 )  Für d i e  Be s c hwerde 

i s t  e i n e  Gebühr von 8 0 0  S für 

j ede angeme l d e t e  ode r  reg i ­

s t r i e r t e  Marken , d e r e n twegen 

B e schwerde erhoben w i rd , zu 

e n t r i ch t en . Für j eden vor der 

N i ch t i gke i t s abt e i l ung zu ver­

h a nde l nden An t r ag (§ 3 7 ) i s t  

e i ne Gebühr von 2 6 0 0  S ,  f ü r  

d i e  B e r u f ung ( §  3 9 )  e i ne 

Gebühr von 4 0 0 0  S für j ede 

Marke , auf d i e  s i ch der 

An t r ag ( d i e  B e r u f ung ) 

be z i eh t , zu e n t r i ch t en . 

§ 4 2 . ( 2 )  D i e  En t r i ch tung 

der a n  das P a t e n t am t  zu 

l e i s t enden Gebühren , m i t  Au s ­

nahme d e r  Gebühr nach § 1 9  

Abs . 2 ,  i s t  durch übe r r e i chung 

der u r s c hr i f t l i chen E i n­

z a h l ungs - oder überw e i s u ng s ­

be l ege , gegebenen f a l l s  d e r  

E r s a t z b e l ege n a c h z uwe i s en . 

Werden d i e  B e l eg e  n i ch t  

i nn e r h a l b  d e r  z u r  Nach­

r e i chung e i n z ur äumenden Fr i s t  

über r e i c h t , s o  i s t  d a s  B e ­

g e h r e n  zurückzuwe i s e n . 

- 1 7 -

§ 4 0 . ( 1 )  Für d i e  B e schwerde 

i s t  e i ne Gebühr von 9 0 0  S für 

j ede angeme lde t e  od er reg i ­

s t r i e r t e  Marke , deren t wegen 

B e s chwerde erhoben w i rd , zu 

z ah l e n . Für j eden vor der 

N i ch t i g ke i t s a b t e i l ung z u  ver­

h ande lnden A n t r ag ( §  3 7 ) i s t  

e i ne Gebühr von .2 9 0 0  S ,  f ü r  

d i e  Beruf ung (§ 3 9 )  e i ne 

Gebühr von 4 4 0 0  S für j ede 

Marke , a u f  d i e  s i ch der 

An t r ag ( di e  B e r u f ung ) 

be z i eh t , z u  z a h l en . 

§ 4 2  Abs . 2  ent f ä l l t . D i e  

bi sher igen Abs ä t z e  3 und 4 

erh a l t en d i e  B e z e i chnung 2 

und 3 .  
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§ 6 1 . ( 1 )  Wer a l s  Ver t r e t e r  

vor d e m  P a t en t a m t  oder vor 

dem Obe r s t en P a t e n t - und 

Ma r k e n s e n a t  e i n s chre i t e t , muß 

s e i n en Wohns i t z  im I n l and 

haben . Er h a t  s e i n e  Bevo l l ­

mäch t i gung durch e i n e  

schr i f t l i che Vol lmacht darzu­

tun , die i n  Ur schr i f t  oder in 

beg l aubi g t e r  Abs chr i f t  vor zu­

l eg e n  i s t . S i nd mehrere P e r ­

sonen bevol lmäch t i g t , so i s t  

auch j ed e r  e i n z e l ne a l l e i n 

zur Ver t re tung b e f ug t . 

( 2 )  Schre i t e t  e i n  V e r t r e t e r  

ohne Vol lm a c h t  e i n , s o  i s t  d i e  

vom i hm vorgenommene Ver­

f ah r e n s h a n d l ung nur un t e r  der 

B e d i ngung w i rk s am , daß er 

i nn e r h a l b  der i hm g e s e t z t e n  

angem e s s enen Fr i s t  e i n e  ord­

nung s g emä ß e  Vo l lm a c h t  vor l eg t . 

- 1 8 -

§ 6 1 . ( 1 )  Wer a l s  Ve r t r e t e r 

vor dem P a t en t am t  od er vor 

dem Ober s t en P a t e n t - und 

Marken s e n a t  e i n schre i t e t , muß 

s e i n en Wohn s i t z  im I n l and 

haben . Er h a t  s e i ne Bevo l l ­

mächt i gung durch e i n e 

sch r i f t l i che Vo l l mach t d a r z u ­

tun , d i e  i n  Urschr i f t  od er i n  

ordnungsgem ä ß  beg l au b i g t e r  

Abschr i f t  vor z u l egen i s t . 

S i nd mehrere Per sonen bevo l l ­

mäch t i g t , so i s t  auch j ed e r  

e i n z e l ne a l l e i n  zur V e r ­

t r e t ung befugt . 

( 2 )  Schre i t e t  e i n  Rech t s an­

wa l t , P a t e n t anwa l t  oder Not ar 

e i n , so e r s e t z t  d i e  B e r u f ung 

auf d i e  i hm e r t e i l t e  Bevol l ­

m ä ch t i gung deren u rkundl i chen 

Nachw e i s . 

( 3 )  S chre i t e t  e i n  Ver t r e t e r  

ohne Vol l m a ch t  e i n  oder im 

Fa l l  d e s  Abs . 2 ,  ohne s i ch auf 

d i e  ihm e r t e i l t e  Bevol l ­

mäch t i gung z u  beru f en , s o  i s t  

d i e  vom i hm vorg enommene Ver ­

f ahrenshand l ung nur un t e r  der 

B e d i ngung w i rk s am , daß er 

i nn e rh a l b  d e r  i hm g e s e t z t e n  

angeme s s enen Fr i s t  e i ne ord­

nung sgem ä ß e  Vol lmacht vor l egt 

oder s i ch a u f  die i hm er t e i l ­

t e  B e vo l lmächt i gung beru f t . 
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( 3 )  Wer i m  I n l and k e i n e  

N i ed e r l a s sung h a t , k a n n  Rech t e  

a u s  d i e s em Bund e s g e s e t z  vor 

der Rech t s a b t e i lung nur g e l ­

t end mache n , wenn er e i nen 

i m  I n l and wohnh a f t e n  Ver­

t r e t e r  h a t . Vor der Be­

schwerdeabt e i l ung , der 

N i ch t i g ke i t s ab t e i lung und 

dem Obe r s t en P a t e n t - und 

�arken s e n a t  kann er d i e s e  

Rech t e  n u r  ge l t end machen , 

wenn er durch e i nen i n ­

l ä nd i s chen Rech t s anwa l t ,  

e i nen i n l änd i s chen P a t e n t ­

anwa l t  oder e i n en i n ­

l änd i s chen N o t a r  ve r t re t en 

i s t . 

( 4 )  W i rd e i n  i n l ä nd i s cher 

Rech t s an w a l t ,  P a t e n t anwa l t  

oder N o t a r  zur Ver t r e tung vor 

dem P a t e n t am t  bevol l m ä ch t i g t , 

so ermäch t i g t  i h n  d i e  Vol l ­

m a c h t  kr a f t  G e s e t z e s , a l l e  

R e c h t e  a u s  d i e s em Bund e s g e ­

s e t z  v o r  d e m  P a t en t am t  und 

vor dem Obe r s t en P a t e n t - und 

Mark e n s e n a t  g e l t end zu machen , 

i n sbe s ondere e in e  Marke a n z u ­

m e l d e n , Anträge e i n zuschrän­

k e n  oder zurückz u z i eh e n , a u f  

Markenrechte z u  ver z i ch t en , 

von d e r  N i ch t i g k e i t s ab t e i l ung 

zu behandel nde An t r ä g e  s ow i e  

Rech t sm i t t e l  e i n z ubr i ngen und 

z urück zunehmen , f erner V e r ­

g l e i ch e  z u  s c h l i e ß e n , Z u -

- 1 9 -

( 4 )  Wer i m  I n l and weder 

Wohn s i t z  noch N i ed e r l a s sung 

h a t , kann Rechte a u s  d i e s em 

Bundesge s e t z  vor d e r  Rech t s ­

ab t e i l ung d e s  P a t en t am t e s  nur 

g e l t end machen , wenn er e i n e n  

i m  I n l and wohnh a f ten V e r ­

t r e t e r h a t . V o r  der Be­

schwerdeabt e i l ung und vor der 

N i c h t igke i t s db t e i lung des 

Pa t e n t am t e s  sow i e  vor dem 

Obe r s t e n  P a t e n t - und Marken­

s e n a t , kann er d i e s e  

R e c h t e  nur g e l tend machen , 

wenn er durch e i nen i n­

l änd i schen Rech t s anw a l t ,  

P a ten t an w a l t  oder N o t a r  

ver t r e t en i s t . 

( 5 ) D i e  e i n em i n l änd i s chen 

Rech t s anwa l t ,  P a t e n t anwa l t  

oder No t a r  zur Ver t r e tung vor 

d em P a t en t am t  e r t e i l t e B e ­

vo l l mäch t i gung ermächt i g t  i hn 

kra f t  Ge s e t z e s , a l l e  Rech t e  

a u s  d i e sem Bund e s g e s e t z  vor 

dem P a t e n t a m t  und vor d em 

Obe r s t en P a t e n t - und Marken­

s e n a t  g e l t end z u  m a c he n , 

i nsbesondere Marken a n z ume l ­

den , Anm e l dungen zurückzu­

z i ehen , auf Markenrecn t e  zu 

ver z i ch t en , von der N i c h t i g ­

ke i t s ab t e i l ung zu behandel nde 

An t r äge sow i e  Rech t sm i t t e l  

e i nz ubr i ng e n  und zurüc k z u ­

z i ehen , f erner Verg l e i che z u  

s c h l i e ß e n , Zus t e l l ungen a l l e r 
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s t e l l ungen a l l er Art sow i e  

am t l i che Gebühren u n d  d i e  vom 

Gegner zu ers t a t t enden Ver­

f a hrens - und V e r t r e t erkos t en 

anz unehmen sow i e  e i nen S t e l l ­

ver t r e t e r  z u  b e s t e l l en . 

( 5 )  D i e  Vol lmacht gemäß 

Abs . 4  kann a u f  ein b e s t i mm t e s  

Sch u t z r echt und d u f  d i e  Ver­

t r e t ung i n  e i nem be s t i mm t en 

Ver f ahren beschränkt werden . 

S i e  w i rd j edoch weder durch 

den Tod des Vol lmach tgebers 

noch durch e i n e  Ver ände rung 

i n  s e i ne r  Hand l ung s f äh i g k e i t  

a u f gehoben . 

( 6 )  E i n  Ver t r e t er , der 

n i c h t  i n l ä nd i s cher R e ch t s an ­

w a l t ,  P a t e n t anw a l t  oder No t a r  

i s t , bed a r f  zur Löschung e i ner 

Marke g e m ä ß  § 29 Abs . 1  Z .  1 

e i ner ausdrück l i c hen E r ­

mäch t i gung . 

§ 7 0 . ( 1 )  Durch Verordnung 

können Druckko s t enbe i t r äge 

sow i e  besond e r e  Gebühr e n  für 

amt l i che Aus f e r t i gungen , V e r ­

ö f f en t l i chungen , B e ­

s t ä t igungen und B e ­

g l a ub i gungen , für R eg i s t e r a u s ­

züge u n d  für schr i f t l i c h e  

Au skün f t e  a u s  am t l i chen Un t e r ­

l ag e n  f e s tge s e t z t  w e r den . B e i  

d e r  F e s t s e t zung d e s  e i n z e l n e n  

- 2 0  

Art sow i e  amt l i che Gebühren 

und d i e  vom Gegner zu 

ers t a t t enden Ver f ahren s - und 

Ve r t re t ungs kos ten anzunehmen 

sow i e  e i nen S t e l l ve r t re t er zu 

b e s t e l l en . 

( 6 )  D i e  Bevol lmäch t i gung 

gemäß Abs . 5  kann auf e i n  

bes t"imm t e s  Schl l t. z r e c h t  und 

auf d i e  V e r t r e t ung in e i n em 

be s t i mm t en Verf ahren be­

schränkt werden . S i e  w i rd 

j edoch weder durch den Tod 

d e s  Vol l m a ch tgeber s  noch 

durch e i n e Veränderung i n  

s e i ner Hand l ung s f äh i g ke i t  

au fgehoben . 

( 7 )  Sol l der V e r t r e t er , der 

n i c h t  i n l änd i scher Rech t s a n ­

w a l t , Pa t e n t a n t w a l t  oder 

No t a r  i s t , .auch ermäch t i g t  

s e i n , a u f  e i ne Marke g a n z  

o d e r  z um Te i l  zu ve r z i c h t en , 

so muß er h i e z u  a u sdrück l i ch 

bevol l m ä ch t i gt s e i n . 

§ 7 0 . ( 1 )  Durch Ve rordnung 

können Druckkos t enbe i t räge 

s ow i e  besondere Gebühren f ür 

amt l i che Aus f e r t i gungen , Ver­

ö f f en t l i chungen , Be­

s t ä t i gungen und B e ­

g l aubigungen . sow i e  für 

Reg i s t e ra u s züge f e s tges e t z t  

werden . B e i  d e r  F e s t s e t z ung 

d e s  e i n z e l nen Gebüh r en s a t z e s , 

d e r  1 2 0 0  S n i c h t  über s t e i gen 
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Gebühren s a t z e s , der 1 1 0 0  S 

n i ch t  übe r s t e i gen d a r f , i s t  

der f ü r  d i e  am t l i che Tä t i gke i t  

er forder l i che Arbe i t s - und 

S achau f w a nd zu berücks i ch t i gen . 

Sow e i t  d i e  Gebühren von d e r  

Z a h l  der S e i t e n  a bhäng i g  s i nd , 

i s t  f ü r  d i e  B e rechnung § 1 6 6 

Abs . 1 0 d e s  P a t e n t g e s e t z e s  1 9 7 0  

s i nngemäß a n z uwenden . 

- 2 1 -

d a r f , i s t  der für d i e  amt­

l i che Tä t i gke i t  er forder­

l i che Arbe i t s - und S achau f ­

wand z u  berücks i ch t i gen . 

Sowe i t  d i e  Höhe der Gebüh ren 

von der Zahl der S e i t en od er 

B l ä t t e r  abhäng t , i s t  § 1 6 6  

Abs . 1 0 d e s  P a t e n tge s e t z e s  

1 9 7 0 , BGB l . Nr . 2 6 1 , i n  der 

j ew e i l s  ge l t enden F a s sung 

s i nngem ä ß  anzuwenden . 
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- 2 2 -

PATENTVE RTRÄGE - E I NFüHRUNG SGE S ETZ 

§ 5 .  ( 3 )  Werden gemäß Abs . 1  

oder 2 er forde r l i che übe r ­

s e t z ungen n i ch t  f r i s tgerecht 

b e i m  ö s t erre i ch i schen P a t e n t ­

a m t  e i ngere i ch t , werden Form­

gebrechen der übe rs e t z ung 

( §  2 1 ) t r o t z  Au f f orderung 

n i ch t  i nnerha l b  der zu i hrer 

Behebung g e s e t z ten Fr i s t  be­

hoben oder w i rd die En t ­

r i ch t ung d e r  Gebühr n i c h t  

ordnungsgemä ß ( §  1 6 8  

Abs . 3  P a tG ) i nn e r h a l b  d e r  

zur N a ch r e i chung der B e l ege 

e i ng e r ä um t en Fr i s t  nachge­

w i e s e n , s o  g e l t e n  d i e  W i r ­

Kungen d e s  europ ä i s chen 

P a t en t e s  a l s  von An f a ng an 

n i ch t  e i nge t r e t en . I n  d e r  

Au f fo rderung zur N a c h ­

r e i chung d e r  B e l eg e  i s t  

d e r  z u  z a h l ende B e t r a g  an­

z ugeben . 

§ 1 3 . ( 3 )  D e r  An t r ag a u f  

E r s t e l l ung d e s  Recherchenbe­

r i ch t e s  u n t e r l i eg t  e in e r  

Gebühr i m  Aus m a ß  d e r  Anm e l d e ­

gebühr ( §  1 6 6  Abs . 1  P a tG ) . 

§ 1 6 8  Abs . 3  und 4 P a tG f i nde t 

Anwendung . 

§ 5 .  ( 3 )  Werden gemäß Abs . 1  

oder 2 er f ord e r l i che übe r ­

s e t zungen n i ch t  f r i s tgerecht 

beim ös t e rr e i ch i schen P a t e n t ­

a m t  e i ngere i ch t  oder w i rd 

d i e  Verö f f en t l i chungsgebühr 

( §  2 2 )  n i c h t  f r i s tgerecht 

ge z a h l t ,  werden Formgebrechen 

der übe r s e t z ung ni c h t  i nner­

h a l b  der zu i hrer Behebung 

g e s e t z t en Fr i s t  behoben oder 

w i rd d i e  rech t z e i t i ge Z a h l ung 

der Gebühr n i ch t  ordnung sge­

m ä ß  i nnerha l b  der h i e für 

e i ngeräum t en Fr i s t  nachge­

w i e s e n , so ge l t en d i e  

W i rkungen d e s  europ ä i schen 

P a t e n t e s  a l s  von An f ang an 

n i c h t  e i ng e t r e t en . 

§ 1 3 .  ( 3 )  Der An t r ag a u f  

E r s t e l l ung d e s  Recherchenbe­

r i c h t e s  un t er l i eg t  e i n e r  

Gebühr i m  Ausmaß der Anm e l d e ­

gebühr ( §  1 6 6  Abs . 1  P � t G ) . 

§ 1 6 9  P a t G  i s t  anzuwenden . 
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• 

§ 1 5 . ( 2 )  Für j ed e  Anme l ­

dung gemäß Abs . 1  i s t  

s p ä t e s t ens am Tag i hrer E i n ­

r e i chung e i ne überm i t t l ungs­

gebühr in der Höhe der An­

m e l d egebühr ( §  1 6 6  

Abs . l  P a t G ) z u  z a h l e n . 

§ 1 6 8  Abs . 3  und 4 P a tG i s t  

s i nngema ß  a n zuwenden . 

§ 1 6 . ( 4 )  Zur Nachr e i chung 

von B e l egen über Gebühren­

z a h l ungen gemäß Abs . 2  und 3 

i s t  e i n e  Nach f r i s t  von z w e i  

�on a t en zu s e t z e n . § 1 6 8  

Abs . 3  P a tG f i nde t Anwendung . 

§ 1 9 . ( 6 )  D i e  En t r i ch t ung 

von Gebühren gemäß den Abs . 1  

bi s 5 g i l t  e r s t  a l s  e r f o l g t , 

wenn s i e  gemäß § 1 6 8  

Abs . 3  P a tG na chgew i e s e n  i s t . 

§ 2 2 . ( 1 )  Für j ed e  i n  

d i e s em Bund e s g e s e t z  vorge­

s ehene Veröf f e n t l i chung e i n e r  

übe r s e t z ung oder i hr e r  B e ­

r i cht i gung i s t  e i ne Ver­

ö f f en t l i chung s gebühr i m  Aus ­

m a ß  d e r  Jahres gebühr f ü r  d a s  

e r s t e  J a h r  ( §  1 6 6  Abs . 3  Pa t G )  

zu e n t r i ch t e n . 

- 2 3 -

§ 1 5 .  ( 2 )  Für j ede Anme l ­

dung g em ä ß  Abs . 1  i s t  

s pä t e s t en s  a m  Tag ihrer E i n ­

r e i chung e i ne überm i t t l ungs­

gebühr i n  der Höhe der An­

me ldegebühr ( §  1 6 6  

Abs . 1  P a tG ) z u  z a h l en . 

§ 1 6 9  P a tG i s t  a n z uwenden . 

§ 1 6 . ( 4 )  I s t  d i e  rech t z e i ­

t i ge Z a h l ung von Gebühren 

gem ä ß  Abs . 2  und 3 n i ch t  ord­

nung sgemäß na chgew i e s en 

worden ( §  1 6 9 ) , so i s t  e i ne 

Nachf r i s t  von z w e i  Mona ten zu 

s e t z en . 

§ 1 9 . ( 6 )  D i e  Z a h l ung von 

Gebühren gemäß den Abs . l  b i s  

5 g i l t  e r s t  a l s  e r f o l g t , wenn 

s i e  ordnungsgemäß nachge­

w i e s en wurde ( §  1 6 9  P a t�l . 

§ 2 2 . ( 1 )  Für j ed e  i n  

d i e s em Bund e s ge s e t z  vorge ­

s e hene Veröf f en t l i chung e i ner 

übe r s e t zung ode r  i hrer Be­

r i ch t i gung i s t  eine Ver­

ö f f en t l i chungsgebühr . zu 

z a h l en . 

99/ME XVIII. GP - Entwurf46 von 47

www.parlament.gv.at



• 

( 2 )  R e i  der Gebührenbe­

mes s ung t r e t en dabe i a n  d i e  

S t e l l e  d e r  s e ch s ten und 

j ed e r  f o l genden S e i t e  d e r  

zur Au s l egung g e l angenden 

B e s chre i bung und d e s  dr i t t e n  

und j ed e s  fol g enden B l a t te s  

d e r  d i e s er B e s chre ibung a n ­

g e s c h l os s enen Z e i chnungen d i e  

en t s prechenden S e i t e n  und 

B l ä t t e r  der e i ng e r e i c h t e n  

übe r s e t z ung . § 1 6 6  

Abs . 1 0 P a tG i s t  anzuwenden . 

( 3 )  D i e  Z a h l ung d e r  V e r ­

ö f f en t l i chungsgebühr i s t  g e ­

m ä ß  § 1 6 8  Abs . 3  P a tG n ac h ­

zuwe i s e n . D i e  V e rö f f e n t ­

l i chung s g e bühr g i l t  e r s t  

nach Erbr i ngung d i e s es 

Nachwe i s e s  a l s  e n t r i ch t e t .  

- 2 4 -

( 2 )  D i e  Gebühr b e t r ä g t  f ü r  

übe r s e t z ungen gemäß § 5 Abs . 1  

und 2 e i ns ch l i e ß l i ch 

Z e i chnungen 

b i s  zu 1 2  S e i ten 3 0 0 0  S 

über 1 2  S e i ten . . . . .  9 0 0 0  S .  

( 3 )  Für a l l e  übr igen Übe r ­

s e t zungen und f ü r  B e r i ch t i ­

gungen i s t  e i n e  Verö f f e n t ­

l i chungsgebühr im Ausmaß der 

Jahresgebühr für das e r s te 

Jahr ( §  1 6 6  Abs . 3  P a tG )  zu 

z a h l en . B e i  der Gebührenbe­

m e s s ung t r e t en dabei a n  d i e  

S t e l l e  d e r  s e ch s t e n  und j eder 

fol genden S e i t e  der zur Aus ­

l egung g e l angenden B eschre i ­

bung und d e s  dr i t t en und 

j ed e s  folg enden B l a t t e s  der 

d i e s e r  B e s chre i bung ange­

s c h l o s s enen Z e i chnungen d i e  

en t s prechenden S e i ten und 

B l ä t t e r  der e i ngp.re i ch t en 

über s e t z ung oder ihrer B e ­

r i ch t i gung . § 1 6 6  Abs . 1 0 P a tG 

i s t  anzuwenden . 

( 4 )  D i e  Z a h l ung d e r  V e r ­

ö f f en t l i chungsgebühr g i l t  

e r s t a l s  e r f o lg t , wenn s i e  

ordnungsgemäß nachge� i e sen 

wurde ( §  1 6 9  P a tG ) . 
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